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Durch  den  plötzlichen  Tod  meines  Vaters  bin  ich  verhindert 
worden,  die  Arbeit  in  ihrem  Gesamtuni fange  jetzt  erscheinen  zu  lassen. 


1)  Charakteristische  Merkmale  des  irischen  und  rumänischen 
Pacht  Wesens. 
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Die  vorliegende  Abhandlung  ist  ein  Teil  meiner  Arbeit.  Sie  be- 
handelt die  irische  Agrarfrage  und  die  geschichtliche  Entwicklung  des 
rumänischen  Pachtwesens,  Am  Schluß  der  Abhandlung  ist  ein  agrar- 
politischer  Vergleich  beider  Länder  hinzugefügt  worden.  In  kurzer 
Zeit  hoffe  ich  die  ganze  Arbeit  zu  vollenden. 


Vorwort. 


Den  wichtigsten  Zweig  des  rumänischen  Wirtschafts- 
lebens bildet  ohne  Zweifel  die  Landwirtschaft.  Sie  ist  die 
einzige  Grundlage  unseres  nationalen  Wohlstandes,  ihre 
gesunde  Entwicklung  und  ihr  Gedeihen  sind  für  die  Zukunft 
des  rumänischen  Staates  von  der  allergrößten  Bedeutung. 

Die  heutige  Lage  unserer  Landwirtschaft  ist  in  jeder 
Hinsicht  eine  vollkommen  ungesunde,  und  dadurch  ist  die 
Existenz  des  rumänischen  Volkes  im  höchsten  Maße  ge- 
fährdet. 

Vieles  hat  dazu  beigetragen,  und  die  schlechte  Lage 
unseres  landwirtschaftlichen  Daseins  ist  in  nicht  zu  unter- 
schätzendem Maße  der  Entwicklung  und  der  Ausdehnung 
des  Pacht  Wesens  in  seinen  beiden  Extremen  —  Latifundial- 
pacht und  Afterpacht  —  zuzuschreiben. 

Der  Zweck  dieser  Arbeit  ist,  das  landwirtschaftliche 
Pachtwesen  Rumäniens  einer  eingehenden  Untersuchung  zu 
unterziehen. 

Es  wird  gezeigt  werden,  wie  sich  das  landwirtschaft- 
liche Pachtwesen  entwickelt  hat,  was  es  heute  für  die 
rumänische  Landwirtschaft  bedeutet  und  wodurch  zu  seiner 
Beseitigung  beigetragen  werden  kann. 

Besondere  Veranlassung  für  die  vorliegende  Arbeit  gab 
mir  die  im  Jahre  1905  in  Erlangen  erschienene  Dissertation 
von  Marcu  Fischer  „Die  landwirtschaftlichen  Verhältnisse 
Rumäniens^'. 
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Seine  ganze  Schrift  ist  darauf  zugeschnitten,  den  Pächter, 
namentlich  den  jüdischen,  als  eine  Lebensbedingung  der 
rumänischen  Landwirtschaft  hinzustellen.  Seine  Endergeb- 
nisse lauten  „Zusammengefaßt  kann  man  also  sagen,  daß  die 
Pächter  in  Rumänien  den  Gutsbesitzern  weder  wirtschaftlich 
noch  sozial  nachstehen,  und  daß  das  Pachtsystem  mit  den 
Pächtern,  die  wir  geschildert  haben,  der  Volkswirtschaft 
und  der  Landwirtschaft  insbesondere  sehr  nützlich  ist". 

Gern  gebe  ich  zu,  daß  er  als  Vertreter  seines  Stammes 
und  seines  Standes  zu  solchen  Ergebnissen  kommen  konnte, 
aber  man  kann  ihm  nicht  verzeihen,  daß  er  dazu  als  Deck- 
mantel die  Wissenschaft  benutzt. 

In  jeder  anderen  Schrift  wäre  er  berechtigt  gewesen, 
seinen  Standpunkt  zu  vertreten,  aber  nicht  in  einer  Disser- 
tationsschrift, dank  welcher  er  die  Doktorwürde  erlangt  hat. 
In  einer  solchen  Schrift  hat  er  Verpflichtungen  gegenüber 
der  Wissenschaft,  die  ihm  den  Doktor  verleiht.  Er  hätte 
auf  der  einen  Seite  tatsächliche  Verhältnisse  zu  schildern 
und  auf  der  anderen  Seite  nach  induktiver  und  deduktiver 
Methode  die  logischen  Schlußfolgerungen  ziehen  sollen. 

Inwieweit  er  diesen  Anforderungen  entsprochen  hat, 
wird  der  Leser  meiner  Ausführungen  selbst  beurteilen  können. 

Vergleichenderweise  habe  ich  auf  den  Rat  meines  hoch- 
verehrten Lehrers  Herrn  Geheimrat  Prof.  Dr.  Pierstorff, 
im  ersten  Abschnitt  dieser  Arbeit  die  irische  Agrarfrage 
behandelt.  Besonders  die  irische  Agrargesetzgebung  soll 
unseren  regierenden  Klassen  als  Wegweiser  dienen. 


Erster  Teil. 

Die  irische  Agrarfrage. 


Irland  bietet  in  agrarpolitischer  Hinsicht  die  eigen- 
artigsten Zustände. 

Die  Grnndbesitzverfassung,  der  Betrieb  der  Landwirt- 
schaft, die  ländliche  Bevölkerung  und  Verhältnisse,  die  ganze 
Agrargesetzgebung,  sind  ohnegleichen. 

Die  Wichtigkeit  der  Kentnis  dieser  Fragen  wird  für 
die  Würdigung  rumänischer  Agrarverhältnisse  ohne  weiteres 
zutage  treten. 

Nach  einer  kurzen  Einführung  in  die  geschichtliche 
Vergangenheit  Irlands,  nach  der  Darstellung  der  Entwicklung 
der  ländlichen  Zustände,  werde  ich  mich  bemühen,  die 
Agrargesetzgebung  Irlands  in  ihrer  vollen  Bedeutung  ver- 
ständlich zu  machen. 

Die  Iren,  ein  keltisches  Volk  von  katholischer  Religion, 
lebten  in  der  frühesten  Vergangenheit  in  blutsverwandtschaft- 
lichen Verbänden,  Sippen,  oder  in  den  sog.  Clans.  Mehrere 
Clans  bildeten  zusammen  ein  Tribu  oder  Stamm  unter  der 
Führung  eines  Häuptlings,  der  bisweilen  König  wurde.  Der 
Grund  und  Boden,  auf  dem  ein  Stamm  siedelte,  ist  kollektives 
Eigentum  und  unterliegt  der  gemeinsamen  Nutzung.  Der 
Kampf  zwischen  den  verschiedenen  Stämmen  zog  bereits 
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im  12.  Jahrhundert  die  Einmischung  englischer  Könige  nach 
sich.  Diese  erkannten  die  Bedeutung  des  Landes  und  suchten 
es  für  sich  zu  erobern.  Seit  dieser  Zeit  fingen  die  Engländer 
an,  Fuß  auf  der  Insel  zu  fassen.  Anfang  des  16.  Jahr- 
hundsrts  ließ  sich  der  englische  König  Heinrich  VIII.  zum 
König  von  Irland  krönen.  Die  englischen  Feudalherren, 
unterstützt  vom  König,  fingen  an  in  Irland  sich  anzusiedeln; 
gleichzeitig  begann  man,  nach  Kämpfen  mit  den  nicht  unter- 
worfenen Häuptlingen,  mit  der  Konfiskation  des  irischen 
Grund  und  Bodens.  Durch  richterliche  Entscheidung  wurde 
das  ganze  System  des  Kollektiveigentums  an  Grund  und 
Boden  für  aufgehoben  erklärt. 

Unter  der  Königin  Elisabeth  sind  ^j^  des  Landes  Eigentum 
von  Engländern,  die  von  den  Königen  belehnt  wurden. 

Diese  Politik  der  englischen  Kolonisation  und  Konfis- 
kation wurde  unter  Cronwell  in  grausamster  Weise  ausge- 
dehnt. Die  Folgen  waren,  das  ^^ln  des  irischen  Bodens 
englisches  Eigentum  wurden,  was  großes  Elend  des  Volkes 
herbeiführte. 

Der  tiefe  Grund  dieses  Kampfes  liegt  in  der  Verschieden- 
heit der  Rassen  und  der  Religion.  Den  Engländern,  Anglo- 
normannen  und  Protestanten,  lebte  ein  Haß  inne  gegen  die 
katholischen  und  keltischen  Iren.  Die  siegreichen  Kriege 
führten  zur  Eroberung  und  Unterwerfung  des  unkultivierten 
Irlands.  Hand  in  Hand  damit  geht  die  Unterdrückung  des 
irischen  Volkes.  Dies  kam  zur  Geltung  in  den  Gesetzen, 
die  während  der  verflossenen  Jahrhunderte  erlassen  wurden. 
Den  Iren  wurde  der  Besitz  und  Erwerb  von  Grund  und 
Boden  in  jeder  Hinsicht  erschwert  und  unmöglich  gemacht. 
Kein  Katholik  durfte  von  einem  Protestanten  ein  Grundstück 
kaufen,  erben  oder  als  Geschenk  annehmen.  Selbst  Pacht 
auf  Lebenszeit  war  ihnen  verbotet).  Bei  den  Neuverpachtungen 
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wurden  immer  Protestanten  vorgezogen.  Den  Katholiken 
wurde  ferner  die  Testierfreiheit  genommen.  Die  gleiche 
Teilung  zwischen  den  Erben  führte  zu  der  Zerstückelung 
des  irischen  Besitzes  und  dadurch  zur  Verarmung  des  Volkes 
und  Überführung  des  Bodens  in  englische  Hände. 

Bei  den  Engländern  bestand  „das  Erbrecht  der  Erst- 
geburt bei  Mangel  eines  Testaments  (law  of  intestacy)  und 
das  Recht  des  Erblassers,  einen  Grundbesitz  auf  eine  Reihe 
bestimmter  Personen  bis  zum  ungeborenen  Kinde  des  letzten 
Berechtigten  zu  vererben  (law  of  entail)"i). 

Diese  Institutionen  sicherten  den  ungeteilten  Eigentum 
von  Grund  und  Boden  in  den  Händen  der  englischen  Land- 
lords. 

Die  Betriebsweise  der  irischen  Landwirtschaft  wurde 
umgestaltet.  Die  einträgliche  Viehzucht,  besonders  die 
Schafzucht  und  die  auf  ihr  basierende  aufblühende  Woll- 
industrie wurde  zu  Gunsten  Englands  durch  Verbote  ver- 
nichtet. An  die  Stelle  von  Eigentümern  traten  Pächter, 
die  bei  den  hohen,  durch  die  Kontinentalsperre  Napoleons 
bedingten  Pachtpreisen  '^),  auf  kümmerliche  Kartoffelernährung 
angewiesen  waren. 

Dem  Grundherrn  wurde  durch  Gesetz  alle  Rechte 
gegenüber  dem  Bauern  zugestanden.  Er  durfte  sie  nach 
Belieben  von  der  Pachtstelle  wegjagen;  die  Güter  und  die 
Frucht  des  Feldes  der  Bauern  wurden  auch  für  unnach- 
weisbare Schulden  durch  den  Grundherrn  gepfändet,  mit 
Beschlag  belegt  und  nach  seinen  Wünschen  verkauft.  „So 
wurde  jeder  Schatten  eines  Rechtes  der  Bauern  auf  den 

1)  Dr.  E.  Wiss,  Das  irische  Landgesetz  von  1881,  S.  6. 

2)  Das  Verbot  der  Ausfuhr  von  Getreide  nach  England  zwang 
das  Land  den  nötigen  Weizen  zu  produzieren;  das  nutzten  die  Grund- 
herrn aus,  urn  die  Pachtpreise  ungebührlich  zu  erhöhen. 
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Grund  und  Boden  beseitigt."  Das  irische  Land  wird  Eigen- 
tum von  englischen  Landlords,  die  sie  nur  als  Rentenquelle, 
frei  von  allen  sozialen  Verpflichtungen,  betrachten,  der 
Absentismus  entwickelt  sich  und  gewinnt  die  Oberhand, 
die  Latifundien  werden  durch  Oberpächter  oder  Land- 
agenten —  Middlemen  —  ausgenutzt,  die  sie  ihrerseits  in 
Zwergwirtschaften  zerlegt,  an  irische  Bauern  unter  drücken- 
den Bedingungen  in  Pacht,  die  sie  jederzeit  kündigen  konnten 
—  tenancy  at  will  —  abgeben.  So  entwickelt  sich  auf  der 
einen  Seite  ein  latifundiarer  Grundbesitz,  und  auf  der  anderen 
Seite  durchhungern  in  elendesten  Verhältnissen  Zwerg- 
pächter. Die  verhängnisvollsten  Folgen  dieser  Entwicklung 
sind  in  allerkürzester  Zeit  eingetreten.  Der  irische  Bauer 
mußte,  dank  des  Systems  der  Afterpachtung,  bei  dem  nicht 
selten  fünf  bis  sechs  Zwischenpächter  vorkamen,  die  alle 
ihren  Gewinn  haben  wollten,  unerhörte  Renten  —  racks- 
rents^)  —  bezahlen.  Wie  weit  das  ging,  kann  man  daraus 
ersehen,  daß  gesetzliche  Bestimmungen  getroffen  wurden, 
nach  denen  Renten,  die  nicht  ^/g  des  Reinertrages  absor- 
bierten, für  ungesetzlich  erklärt  wurden.  Trotz  alledem 
war  der  Bauer  auf  seiner  Pachtstelle  nie  sicher,  er  konnte 
jederzeit  weggejagt  werden,  ohne  dabei  für  die  von  ihm  in 
der  Erhöhung  der  Wirtschaft  durch  Melorationen  und  Ge- 
bäude verwendete  Arbeit  und  Kapital  in  geringstem  ent- 
schädigt zu  werden.  Das  Ergebnis  dieses  Aussaugungssystems 
kann  man  den  Schilderungen  Herkners  entnehmen:  „Die 
Lebenshaltung  der  Iren  erreichte  die  denkbar  niedrigste 
Stufe.  Sie  wohnten  in  elenden  Lehmhütten,  die  häufig  nur 
eine  Öffnung  besaßen.  Dieselbe  diente  als  Tür,  Fenster 
und  Rauchfang.    In  der  Hütte  lebten  aber  auch  die  Haus- 


1)  Solche  die  vom  Feinde  zu  verlangen  waren. 
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tiere,  das  Schwein  und  die  Hühner.  Selbst  die  Bauern, 
welche  dazu  imstande  gewesen  wären,  scheuten  sich,  eine 
bessere  Wohnung  zu  bauen.  Nahm  jemand  eine  Verbesse- 
rung vor,  so  war  das  für  den  Verpächter  ein  Zeichen,  daß 
der  Bauer  zu  Wohlstand  gelangt  war,  daß  er  also  zu  wenig 
Rente  bezahle.  Und  man  konnte  dann  um  so  eher  eine  Er- 
höhung derselben  vornehmen,  weil  ja  durch  die  Verbesse- 
rungen das  Interesse  der  Bauern  an  der  Hütte  gewachsen  war. 

Der  Anbau  der  Kartoffel  gewann  eine  große  Aus- 
dehnung, denn  mittels  desselben  vermochte  man  noch  am 
ehesten  einer  kleinen  Bodenparzelle  die  notwendige  Nahrung 
abzugewinnen.  In  dem  Maße,  als  die  Kartoffel  das  wich- 
tigste Nahrungsmittel  der  Irländer  wurde,  nahm  auch  der 
Genuß  von  Branntwein  überhand"  i). 

Diese  elendesten  Zustände  riefen  endlich  die  Aufmerk- 
samkeit der  englischen  Regierung  hervor.  Robert  Peel  er- 
mächtigte im  Jahre  1843  die  sogenannte  Devon-Kommission 
mit  der  Untersuchung  der  irischen  Agrarverhältnisse.  Ihr 
Schlußergebnis  lautet,  daß  die  Kartoffel  die  einzige  Nahrung 
der  Bevölkerung  sei;  ihre  Mißernte  werde  den  Hungertod 
der  Bewohner  herbeiführen.  Leider  erfüllten  sich  diese 
Prophezeihungen  in  der  nächsten  Zeit.  Infolge  der  Mißernte 
des  Jahres  1845  und  der  Kartoffelkrankheit  des  Jahres 
1846  brach  eine  fürchterliche  Hungersnot  aus.  ,,Die  Ka- 
daver von  Hunden,  Pferden  und  Eseln  galten  für  Lecker- 
bissen. Mancherorts  fand  man  Gras  im  Munde  und  Magen 
der  Leichen.  Wilder  Senf,  Brunnenkresse  und  Seegras 
wurden  verschlungen"  2).  Hunger,  Hungerkrankheit  und 
Cholera  rafften  in  kurzer  Zeit  300  000  Menschen  dahin. 

1)  Herkner,  Die  irische  Agrarfrage  in  Jahrbuch  für  National- 
ökonomie und  Statistik,  Neue  Folge,  Bd.  XXI,  S.  465. 

2)  Herkner,  a.  a.  O. 
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Die  Überlebenden  suchten  sich  aus  diesem  Elend  zu  be- 
freien, Massenauswanderungen,  staatlich  unterstützt,  griffen 
Platz.  Im  Zeitraum  von  20  Jahren  fanden  über  2  Millionen 
Irländer  neue  Heimat  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika, Großbritannien  und  Kolonien. 

Solche  Tatsachen  zeigen  die  Wichtigkeit  der  Agrarfrage 
in  Irland.  Der  Kernpunkt  des  irischen  Lebens  ist  die 
Landwirtschaft,  Handel  und  Industrie  wurden  durch  England 
vernichtet;  daher  mußte  die  Hauptaufgabe  der  besonnenen 
englischen  Politiker  in  der  Gesundung  der  ländlichen  Ver- 
hältnisse erblickt  werden.  Das  Ziel  der  ganzen  irischen 
Agrargesetzgebung  bis  zum  heutigen  Tage  ist:  einmal,  die 
Beziehungen  zwischen  Landlords  und  Pächtern  zu  regeln, 
den  letzten  dadurch  eine  gesicherte  Existenz  zu  verschaffen 
und  daneben  die  Bildung  einer  Klasse  von  Bauerneigentümern 
zu  ermöglichen. 

Diese  Grundzüge  der  irischen  Agrargesetzgebung  und 
die  Hauptausführung  sind  dem  größten  Staatsmann  Englands 
im  19.  Jahrhundert,  Gladstone,  zu  verdanken.  Seinem  genialen 
Geist  und  seiner  unerreichten  staatsmännischen  Schöpferkraft 
gebührt  das  Verdienst,  Irland  und  das  irische  Volk  gerettet 
zu  haben.  Der  erste  in  dieser  Richtung  gemachte  Schritt 
war  die  Aufhebung  der  protestantischen  Staatskirche  in  Ir- 
land im  Jahre  1869.  Gleichzeitig  wurden  die  kirchlichen 
Güter  den  auf  ihnen  ansässigen  Pächtern  zum  Eigentum 
verkauft.  Auf  diese  Weise  schuf  man  6000  freie  irische 
Bauern.  Diesem  Gesetz  folgte  im  Jahre  1870  die  Regelung 
der  ländlichen  Verhältnisse.  Zum  ersen  Mal  wurde  in  diesem 
Gesetz  schüchtern  der  Gedanke  ausgesprochen,  daß  der 
Pächter  ein  Eigentumsrecht  am  Boden  hätte.  Dieser  ist 
der  Keim  der  ganzen  nächsten  Gesetzgebung.    Sein  Auf- 
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kommen  ist  durch  den  sog.  ülsterbrauch  beeinflußt  worden. 
Im  Ulster,  einer  protestantischen  Provinz  Irlands,  bestand 
ein  auf  Herkommen  beruhendes  Pachtrecht  —  Tenant  Right. 
Obwohl  es  auf  keiner  gesetzlichen  Grundlage  basiert  ist, 
unterliegen  diesem  Gewohnheitsrecht  mit  Gesetzeskraft  seit 
Alters  her  alle  Beziehungen  zwischen  Pächtern  und  Ver- 
pächtern. Die  segensreichen  Folgen,  die  es  gezeigt  hat, 
indem  die  Ulsterpächter  die  wohlhabendsten  von  ganz  Irland 
waren,  waren  für  die  Regierung  maßgebend.  Es  sollte  als 
Vorbild  der  Gesetzgebung  für  Irland  dienen.  Seine  Haupt- 
züge bestehen  darin,  daß  kraft  einer  dort  üblichen  Gewohn- 
heit der  Pächter  ermächtigt  ist,  bei  ordnungsmäßiger  Bezahlung 
des  Pachtzinses  so  lange  in  der  Pacht  zu  bleiben,  als  es 
ihm  beliebe.  Der  Pachtzins  soll  kein  Konkurrenzzins  sein, 
sondern  darf  nur  beim  Steigen  der  Boden-  und  Erzeugnis- 
preise mäßig  erhöht  werden.  Der  Pächter  hat  beim  Aus- 
tritt das  Recht,  Entschädigung  für  die  vorhandenen  Melio- 
rationen zu  verlangen,  und  im  Einverständnis  mit  dem  Lord 
sein  Pachtrecht  einem  andern  gegen  Entgelt  zu  überlassen. 
Die  irische  Landbill  von  1870  fand  nur  da  gesetzliche  An- 
wendung, wo  der  Ulsterbrauch,  der  rechtliche  Anerkennung 
erhielt,  nicht  bestand;  sie  enthält  folgende  wichtige  Be- 
stimmungen:. Der  Pächter  kann  den  Grundherrn  auf  Ent- 
schädigung wegen  Störung  verklagen,  sobald  er  ohne  triftigen 
Grund  von  der  Pachtstelle  ausgewiesen  wird.  Gleichfalls 
kann  der  Pächter  beim  Austritt  oder  bei  der  Entlassung 
wegen  Nichtbezahlung  der  Rente  Schadenersatz  für  nach- 
weisbare Meliorationen,  die  den  Grundwert  oder  die  Boden- 
kultur gesteigert  haben,  verlangen.  Der  letzte  Teil  des  Ge- 
setzes, der  den  Eigentumserwerb  der  Pachtungen  durch  den 
Pächter  fördern  sollte,  blieb  erfolglos,  weil  der  Eigeutums- 
übertragung  nach  englischem  Rechte  große  Schwierigkeiten 
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anhaften  und  weil  den  Pächtern  nicht  genügender  staatlicher 
Kredit  eingeräumt  wurde. 

Die  ersten  Jahre  nach  Erlaß  des  Gesetzes  sind  für  die 
irischen  Bauern  günstig  gewesen.  Bald  aber  wußten  die 
Lords  das  Gesetz  zu  umgehen.  Der  Landakt  gewährte 
keinen  Schutz  gegen  Steigerung  des  Pachtzinses,  daneben 
war  die  Entschädigung  wegen  Austreibung  sehr  wenig  wirk- 
sam. Die  Landlords  oder  deren  Vertreter  trieben  die 
Pächter  aus;  denn  bei  dem  Bodenhunger  im  Lande  fanden 
sich  immer  neue  Pächter  bereit,  sowohl  Entschädigung  wie 
gesteigerten  Pachtzins  zu  bezahlen.  Trotzdem  war  anfangs 
ein  Aufschwung  des  Wohlstandes  zu  bemerken,  hohe  Ge- 
treidepreise, reiche  Ernten  ermunterten  den  irischen  Bauern. 
Die  Sicherung,  die  das  Pachtverhältnis  durch  den  Landakt 
von  1870  erfahren  hatte,  schuf  den  Bauern  Gelegenheit 
die  Wirtschaft  zu  heben,  sie  nahmen  dafür  im  reichen  Maße 
Kredit  in  Anspruch.  Diese  schönen,  friedlichen  Zeiten 
sollten  wieder  durch  Unglück  und  Elend  getroffen  werden. 
Seit  1877  stellten  sich  Mißernten  auf  Mißernten  ein.  Das 
war  aber  nicht  genug.  Der  Freihandel  konnte,  infolge  un- 
geheurer Verbilligung  des  Seetransports  durch  die  Dampf- 
schiffahrt, der  jetzt  aufsteigenden  Konkurrenz  der  billig 
produzierenden  überseeischen  Länder  keinen  Damm  ent- 
gegensetzen. Die  Getreidepreise  sanken  infolgedessen 
schnell  und  ununterbrochen.  Pachtrenten  und  Kapital- 
zinsen mußten  bezahlt  werden.  Das  Geld  fehlte.  In 
allerkürzester  Zeit  folgten  Austreibungen  auf  Austreibungen, 
Subhastationen  auf  Subhastionen.  Im  Lande  war  große 
Erregung.  Elend,  Mord,  Verschwörung  und  Verbrechen 
verbreiteten  sich.  Die  Pächter  organisierten  sich,  um 
sich  gegen  die  Willkür  der  Grundherren  zu  schützen 
und  um  den  Kampf  ums  Dasein  erfolgreich  durchzuführen. 
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Der  Erfolg  dieser  Anstrengungen  war  die  Gründung  der 
Landliga  unter  der  Führung  des  berühmten  Parnell  im 
Jahre  1879.  Aus  den  Statuten  der  Liga  ist  zu  entnehmen: 
„Der  Grund  und  Boden  von  Irland  gehört  dem  irischen 
Volke.  Er  soll  besessen  und  bestellt  werden  zum  Unter- 
halte derjenigen,  welche  nach  Gottes  Ratschlüsse  seine  Be- 
wohner sind.  Der  Grund  und  Boden  ist  erschaffen  worden, 
um  den  Menschen  die  Mittel  zur  Existenz  zu  bieten.  Die- 
jenigen, welche  ihn  in  dieser  Absicht  bebauen,  haben  einen 
höheren  Anspruch  auf  den  unbeschränkten  Besitz  desselben 
als  Leute,  welche  »us  ihm  einen  Geschäftsartikel  machen 
und  ihn  nur  des  Gewinns  oder  Vergnügungs  wegen  nutzen. 
Der  Zweck,  um  dessentwillen  der  Grund  und  Boden  eines 
Landes  erschaffen  worden  ist,  verlangt  eine  gerechte  Ver- 
teilung desselben  unter  das  Volk,  welches  von  den  Früchten 
der  Arbeit,  die  die  Bestellung  verursacht,  leben  soll  .  .  . 
Uber  6  Millionen  acres  des  irischen  Grund  und  Bodens 
gehören  weniger  als  300  Personen,  12  von  ihnen  sind  im 
Besitze  von  1  297  888  acres,  während  3  000  000  des  irischen 
Volkes  nicht  einen  einzigen  acre  ihr  Eigen  nennen  können. 
.  .  .  Das  Recht  der  Bebauer  des  Bodens,  ihre  Sicherheit 
von  willkürlicher  Besitzstörung  und  der  Antrieb  zum  Fort- 
schritt ebenso  gut  wie  das  allgemeine  Wohl,  der  Frieden 
und  das  Gedeihen  der  Masse  des  Volkes  wird  aufgeopfert, 
dem  Vorteile  einer  an  Zahl  bedeutungslosen  Klasse,  die 
sich  nicht  im  mindesten  um  die  Erhaltung  des  Landes 
kümmern.  Wohl  aber  zieht  sie  jährlich  ca.  20  000  000  Pfund 
vermöge  des  bestehenden  Agrarsystems  aus  dem  Boden, 
ohne  an  deren  Stelle  irgend  etwas  dem  Boden  zurückzu- 
erstatten oder  dem  Volke,  durch  dessen  Fleiß  sie  hervor- 
gebracht worden  sind  .  .  .  Dadurch,  daß  man  die  Inter- 
essen weniger  dem  Wohle  Vieler  opferte  und  das  Feudal- 

2* 
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System  schwächte,  hat  man  in  den  meisten  europäischen 
Staaten  den  Grund  für  eine  tüchtige  Verwaltung  und  die 
Zufriedenheit  der  Völker  gelegt.  Die  Interessen  der  Grund- 
eigentümer von  Irland  sind  bloß  Geldinteressen  und  können 
deshalb  entschädigt  werden,  die  Interessen  des  irischen 
Volkes  aber,  das  abhängig  ist  vom  Ertrage  des  Grund  und 
Bodens,  sind  die  Interessen  seiner  Existenz  selbst.  Wenn 
wir  die  bestehenden  Landesgesetze  anklagen  und  an  deren 
Stelle  ein  System  fordern,  das  dem  Bebauer  des  Bodens 
zum  Eigentümer  macht,  schlagen  wir  keineswegs  vor,  die 
Rechte,  welche  die  Grundeigentümer  jetzt  an  dem  Grund 
und  Boden  haben,  zu  konfiszieren,  sondern  wir  fordern  nur, 
daß  ihnen  eine  Entschädigung  gegeben  werde,  wenn  der 
Staat  zum  Frieden,  Vorteil  und  Glücke  des  Volkes  die 
Aufhebung  des  gegenwärtigen  Systems  erschließen  wird.'' 
Wenn  die  früheren  Pächtervereine  sich  mit  der  Verwirk- 
lichung der  drei  F  —  fixity  of  tenure,  fair  rent,  free  sale 
—  zufrieden  gaben,  so  ist  das  Bestreben  der  Landliga,  die 
allgemeine  Enteignung  der  Landlords  gegen  vom  Staate 
vorgeschossene  Gelder  zugunsten  der  Bodenbebauer  zu 
bewerkstelligen.  Diese  mächtige  Organisation  übte  eine 
starke  Wirkung  aus.  Sie  verbat  den  Pächtern  den  Antritt 
in  eine  Pachtstelle,  deren  früherer  Inhaber  vertrieben  war, 
sie  bedrohte  Pächter,  die  das  wagten,  mit  Boykott  und  Tod. 
Verschwörungen  und  Verbrechen  mehrten  sich,  der  wahre 
Bürgerkrieg  stellte  sich  ein.  „Mit  einer  Person,  die  boy- 
kottiert war,  durfte  niemand  irgend  welchen  V^erkehr  pflegen. 
Es  kam  vor,  daß  man  Boykottierten  die  Teilnahme  am 
Gottesdienst  verbot,  ihre  Kinder  wurden  aus  der  Schule 
gewiesen,  kein  Arzt  durfte  sie  besuchen,  ja  selbst  über  den 
Tod  hinaus  blieb  die  .Acht  in  Geltung,   niemand  durfte 
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einem  Leichenbegebnisse  eines  boykottierten  Bewohners 
beiwohnen  oder  ein  Grab  für  ihn  graben" i). 

Diesem  Zustande  mußte  ein  Ende  gemacht  werden. 
Gladstone,  welcher  zur  Regierung  kam,  wendete  dagegen 
sowohl  Repressivmaßregeln  an  —  Verbot  des  Besitzes  von^ 
Feuerwaffen,  Ermächtigung  des  Vizekönigs,  den  Belagerungs- 
zustand zu  verhängen,  Verhaftung  der  Führer  der  Agitation 
—  wie  besonders  Maßnahmen,  die  den  inneren  Grund  des 
Übels  beseitigen  sollten.  Das  letztere  geschah  durch  die 
Gewährung  des  epochemachenden  Landakts  des  Jahres  1881, 
die  sog.  Manga  Charta  des  irischen  Pächters. 

Der  Hauptinhalt  dieses  Gesetzes  ist  zu  suchen  in  der 
Gewährung  der  drei  F  und  in  den  Bestimmungen,  die  die 
Bildung  einer  Kleingrundbesitzerklasse  bezwecken.  Unter 
der  Bezeichnung  drei  F  sind  zu  verstehen  folgende  drei 
Lebensbedingungen  des  irischen  Pächters:  fair  rent,  fixity  of 
tenure,  free  sale. 

Fair  rent,  daß  heißt  billiger  Pachtzins.  Für  sein  Zu- 
standekommen waren  durch  das  Gesetz  verschiedene  Mög- 
lichkeiten gegeben  worden:  Freies  Ubereinkommen  mit  dem 
Grundbesitzer,  Feststellung  durch  Schiedsgerichte,  und  falls 
sich  mit  diesen  der  Grundherr  oder  Pächter  nicht  einver- 
standen fand,  so  wurde  auf  Antrag  der  Pachtzins  entweder 
durch  das  Graf  Schaftsgericht  oder  durch  die  für  diesen 
Zweck  ins  Leben  gerufene  Landkommission  bestimmt.  „Ein 
solcher  gerichtlicher  Pachtzins  wird  nach  Anhörung  der 
Parteien  nur  unter  Berücksichtigung  der  Interessen  des 
Grundbesitzers  wie  des  Pächters,  des  bestimmten  Falles, 
des  Pachtgutes  und  des  Distrikts  festgelegt"-).    Die  Preise 

1)  Herkner,  a.  a.  O. 

2)  Dr.  E.  Wiss,  a.  a.  O.,  S.  29. 
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der  Produkte  und  die  Lai^e  des  Marktes  müssen  auch  Be- 
rücksichtigung finden. 

Der  Pächter  hat  das  Recht,  eine  Erhöhung  des  Pacht- 
zinses innerhalb  15  Jahren  zu  verweigern  und  eine  Fest- 
stellung durch  die  staatlichen  Organe  zu  verlangen.  Es 
steht  ihm  auch  das  Verlassen  der  Pachtung  und  der  Ver- 
kauf des  Pachtrechtes  frei;  gleichzeitig  kann  er  Entschädi- 
gung für  Erwerbsstörungen  beanspruchen. 

Fixity  of  tenure  oder  Sicherheit  der  Pachtung  ist  durch 
dieses  Gesetz  in  der  Weise  verwirklicht  worden,  daß  jeder 
auf  eine  der  oben  erwähnten  Arten  festgestellte  Pachtzins 
innerhalb  von  15  Jahren  weder  erhöht  noch  verändert  werden 
kann.  Ebenfalls  darf  bei  Einhaltung  der  gesetzlichen  Be- 
dingungen der  Pächter  während  dieser  Zeit  nicht  aus  seiner 
Pachtstelle  ausgewiesen  werden.  Als  gesetzliche  Bedingungen 
kommen  u.  a.  in  Frage:  ordnungsmäßige  Bezahlung  des 
Pachtzinses,  Nichtanrichten  von  dauerndem  Schaden,  Ver- 
bot der  Zerteilung,  der  Afterpachtung  und  des  Baues  von 
Wohngebäuden  ohne  schriftliche  Erlaubnis  des  Grund- 
herrn usw. 

Nach  Ablauf  der  15  Jahre  wird  der  Pachtzins  für  die- 
selbe Zeit  von  neuem  festgelegt,  und  so  wird  bei  Erfüllung 
der  gesetzlichen  Bedingungen  dem  Pächter  die  Nutzung  der 
Pachtung  zu  einer  billigen  Rente  auf  unbestimmte  Zeit  ge- 
sichert. Falls  der  Pächter  die  Pachtstelle  freiwillig  oder 
gezwungen  verläßt,  so  steht  ihm  der  Verkauf  des  Pacht- 
rechtes an  einen  Dritten  zu.  Diese  Bestimmung  —  free 
sale  —  ist  an  gewisse  Bedingungen  geknüpft.  Der  Grund- 
herr kann  unter  Umständen  den  Nachfolger  zurückweisen, 
auch  hat  er  das  Vorkaufsrecht.  Der  Ubernahmepreis  wird 
entweder  unter  den  Parteien  vereinbart  oder  er  wird  durch 
das  Gericht  festgesetzt.   Diese  Anordnung  erklärt  sich  durch 
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die  in  Irland  vielfach  bestehende  Gewohnheit  der  Grund- 
herren, nichts  für  den  Grund  und  Boden  zu  tun.  Alle  Auf- 
wendungen für  die  Urbarmachung,  für  Meliorationen  und 
Gebäude  stammen  vom  Pächter  her.  Im  übrigen  fällt  da, 
wo  diese  vom  Grundherrn  stammen,  die  Bestimmung  des 
free  sale  weg. 

Von  den  Wohltaten  des  Landakts  waren  die  Pachtungen 
auf  längere  Zeit  —  Vertragspachtungen  —  ausgeschlossen, 
das  Gesetz  fand  nur  bei  den  einjährigen  Pachtungen  — 
Tenancy  ad  will  —  Anwendung.  Das  war  ein  Mangel,  dem 
durch  das  Gesetz  von  1887  abgeholfen  wurde.  Darnach 
hatten  auch  150  000  Zeitpächter  —  leases  —  Anspruch  auf 
die  drei  F.  Der  Landakt  gab  auch  in  der  Hinsicht  wenig 
Befriedigung,  daß  nur  Pächtern,  die  ihren  Zahlungsverpflich- 
tungen pünktlich  nachgekommen  waren,  die  drei  F  zugute 
kamen.  Gerade  den  Kleinpächtern,  denen  bei  den  schlechten 
Jahren  —  Mißernten,  Rückgang  der  Getreide-  und  Vieh- 
preise —  die  Pachtrente  fehlte,  bei  denen  sich  infolgedessen 
Rückstände  massenhaft  ansammelten,  war  durch  das  Gesetz 
kein  Schutz  gegeben.  Der  Landakt  wurde  im  selben  Jahre 
ergänzt,  indem  der  Staat  den  Pächtern,  die  bis  600  M.  jähr- 
lich an  Pachtzins  bezahlten,  in  der  Weise  zu  Hilfe  kam, 
daß  er  die  Hälfte  der  Rückstände  dem  Grundherrn  vor- 
schoß, unter  der  Bedingung,  daß  dieser  die  ganze  Schuld 
für  erloschen  betrachtete.  Dadurch  wurden  die  Pächter  von 
der  drückenden  Schuldenlast  befreit,  gleichzeitig  diente  der 
Staat  auch  den  Interessen  des  Grundherrn;  denn  ohne  seine 
Hilfe,  bei  dem  vollständigen  Vermögensverfall  der  Pächter, 
hätte  er  gar  nichts  mehr  erhalten.  Auf  diese  Weise  deckte 
der  Staat  über  36  Millionen  Mark  Rückstände.  Die  Be- 
stimmung der  billigen  Rente,  die  auf  L5  Jahre  festgesetzt 
wurde,  zeigte  sich  mit  der  Zeit  als  besonders  hemmend. 
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Der  Preisfall  der  landwirtschaftlichen  Produkte  dauerte  fort, 
dabei  blieb  die  Rente  immer  die  gleiche,  was  sich  als 
drückend  für  den  Pächter  erwies.  Die  Agitationen  der 
Pächter  fingen  bald  wieder  an,  sie  verlangten  eine  Revision 
der  bereits  festgesetzten  Gerichtsrenten  und  eine  Neuordnung 
der  Rückstände.  Dies  geschah  durch  den  Akt  von  1896, 
als  gerade  15  Jahre  seit  der  Festsetzung  der  ersten  Gerichts- 
rente verstrichen  waren.  „Von  den  540  000  Pächtern,  die 
Irland  zählt,  sind  bis  zum  31.  März  1902  für  338  843  erste 
Gerichtsrenten  festgesetzt  worden.  Von  den  20  MiUionen 
acres,  die  Irland  umfaßt,  sind  auf  10  Millionen  140  000 
acres  die  Renten  gerichtlich  festgesetzt  worden.  Eine  ur- 
sprüngliche Jahresrente  von  6,9  Millionen  Pfund  ist  auf 
5,44  Millionen  Pfund,  also  um  1,64  Millionen  Pfund  oder 
20,9  ^/o  ermäßigt  worden.  Nach  Ablauf  der  ersten  15  jährigen 
Frist  wurde  von  1896—1903  90  839  Pächtern  eine  zweite 
Gerichtsrente  zugebilligt.  Die  Majorität  der  irischen  Pächter 
genießt  heute  direkt  oder  indirekt  billige  Rente  von  15  jähriger 
Dauer  mit  dem  Rechte  der  freien  Veräußerung  ihres  Inter- 
esses" 1). 

Es  ist  ohne  weiteres  verständlich,  daß  diese  Bestim- 
mungen der  drei  F  einen  bedeutenden  Eingriff  in  die  Eigen- 
tumsrechte der  Grundherren  darstellen.  Dem  Grundherrn 
war  die  Verfügungsfreiheit  genommen,  sein  Land  wurde 
denen  zur  lebenslänglichen  Nutzung  überlassen,  die  dessen 
bedürftig  waren;  die  Behörde  oder  das  Gericht  bestimmte 
den  Pachtzins  und  sicherte  durch  Bewilligung  von  Ent- 
schädigungen wegen  Störung  und  Meliorationen  den  Pächtern 
ein  Miteigenturasrecht  auf  das  Herrenland,  so  daß  dem 
Grundherrn   nur  Renten,  die  von   Staatswegen  festgesetzt 

1)  M.  Bonn,  Die  irische  Agrarfrage  in  Archiv  für  Sozialwissen- 
schaften und  Sozialpolitik,  Bd.  XX,  S.  567. 
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waren,  zukamen.  Das  war  aber  die  einzige  Möglichkeit, 
um  das  Volk  zu  retten. 

Nachdem  die  Rettung  erfolgt  war,  war  die  Aufgabe  des 
Staates,  es  zu  erhalten  und  zum  Wohlstand  zu  führen.  Um 
das  zu  erreichen,  mußte  man  über  diese  Ubergangszeit  hin- 
weg, der  Pächter  sollte  zum  eigenen  Herren  des  Grund 
und  Bodens  gemacht  werden. 

Die  ersten  Versuche  in  der  Richtung  waren  die  Auf- 
teilung und  den  Verkauf  der  Güter  der  protestantischen 
Kirche  an  Pächter  im  Jahre  1869  gegen  Bezahlung  von  in 
32  Jahren  tilgbaren  Renten  und  die  Anordnungen  des  Ge- 
setzes von  1870  betreffs  staatlicher  Unterstützung  zur 
Schaffung  von  Kleingrundbesitz.  Eine  zu  dem  Zwecke 
eingerichtete  staatliche  Kommission  sollte  durch  Gewährung 
von  Anleihen  bis  zu  ^j^  der  Kaufsumme,  den  Ankauf  von 
Land  durch  die  Kleinpächter  erleichtern. 

Mannigfaltige  Schwierigkeiten  und  erhebliche  Kosten, 
die  mit  dem  Nachweis  des  Eigentumsrechtes  verbunden 
waren,  und  die  Unzulänglichkeit  des  Staatskredites,  ver- 
ursachten den  unbedeutenden  Erfolg  dieses  Gesetzes. 

Der  Landakt  vom  Jahre  1881  enthält  in  dieser  Hin- 
sicht wichtige  Bestimmungen.  Die  neugeschaffene  Land- 
kommission sollte  auch  den  Ubergang  des  Großgrundeigen- 
tums in  die  Hände  von  Pächtern  herbeiführen.  Grundherr 
und  Pächter  sollen  sich  an  die  Landkommission  wenden, 
und  diese  hat  die  Eigentumsübertragung  zu  bewirken.  Ist 
der  Grundherr  nicht  geneigt,  mit  jedem  einzelnen  Pächter 
zu  verhandeln,  so  kann  die  Kommission,  falls  sich  die 
Pächter  bereit  erklären,  das  Gut  zu  kaufen,  es  anzukaufen 
und  diesen  nachher  aufteilen.  Weil  der  Pächter  keine 
Mittel  hat,  Land  zu  erwerben,  so  soll  ihm  die  Kommission 
Vorschüsse   geben.     Er   kann    den   Grundherrn  bezahlen. 
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indem  er  entweder  den  ganzen  Ankaufspreis  gleich  hinter- 
legt, oder,  wenn  der  Verkäufer  einwilligt,  ihm  einen  Teil 
des  Preises  bei  der  Übernahme  bezahlt  und  für  den  Rest 
sich  zu  einer  ewigen  Rente  verpflichtet.  Im  ersteren  Falle 
schießt  ihm  die  Kommission  dreiviertel  des  Preises  vor, 
im  zweiten  die  Hälfte.  Die  Anleihen  können  höchstens 
100  000  M.  pro  Pächter  betragen  und  sind  in  35  Jahren 
bei  5  ^/q  Jahresrente  rückzahlbar.  Zur  Sicherung  kann  die 
Anleihe  als  erste  Hypothek  eingetragen  werden.  Das 
Gesetz  hatte  trotzdem  wenig  Erfolg.  Die  Ursachen  liegen 
zum  Teil  in  der  damals  herrschenden  politischen  Agitation 
der  Landliga,  die  die  Forderung  vertrat,  die  Grundherren 
zu  enteignen.  In  der  Erwartung  der  nahe  liegenden  Re- 
volution hofften  die  Pächter,  sie  könnten  dadurch  kostenlos 
in  den  Besitz  von  Grund  und  Boden  gelangen.  Zum  an- 
deren Teil  waren  die  Pächter  in  einer  so  trostlosen  Lage, 
daß  sie  noch  nicht  einmal  ein  Viertel  des  Ankaufspreises 
entrichten  konnten.  Der  Grundherr  hatte  keine  Lust, 
Gläubiger  des  vermögenslosen  Pächters  zu  werden. 

Die  konservative  Partei  Salisbury  nahm  1885  die  Re- 
gierung in  die  Hand  und  ging  in  der  Richtung  einen  erfolg- 
reichen Schritt  weiter.  Der  Lord-Chancelier  von  Irland, 
Ashbourne,  legte  in  demselben  Jahre  die  Land  Purchasse  Bill 
dem  Parlament  vor.  Diese  Bill,  die  ohne  Schwierigkeiten  Ge- 
setzeskraft erhielt,  war  für  das  Gelingen  der  Bildung  von  Bauern- 
gütern ausschlaggebend.  Sie  bestimmte,  daß  dem  Pächter  nach 
Einigung  mit  dem  Besitzer  und  nach  der  Feststellung  des 
Wertes  der  Pachtstelle  und  der  Eigentumsrechte  des  Ver- 
käufers durch  die  Landkommission,  von  dieser  der  ganze 
Ankaufspreis  vorgeschossen  werden  soll.  Der  Preis  wurde 
unter  den  Parteien  vereinbart  und  nach  Vorlegen  des  Ver- 
kaufs Vertrages  erhielt  der  Grundherr  in  barem  Gelde  den 
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Verkaufspreis.  Der  Grundherr  bekam  tatsächlich  nur  ^/j 
des  Preises  in  die  Hand,  Ys  behielt  die  Landkommission  so 
lange  als  Deckung,  bis  der  Pächter  7.5  ^^s  Ankaufspreises 
bezahlte.  Die  Rückzahlung  erstreckte  sich  auf  49  Jahre 
bei  jährlicher  Bezahlung  von  3%  Zinsen  und  1  Amorti- 
sation; nach  dieser  Zeit  wurde  der  Pächter  Eigentümer. 
Die  Landkommission  war  auch  ermächtigt,  im  Falle,  daß 
der  Pächter  zustimmten,  ganze  Güter  anzukaufen  und  sie 
dann  aufgeteilt  diesen  zu  verkaufen.  Seitens  des  Staates 
wurden  der  Landkommission  für  ihre  Operationen  100  Mill.  M. 
vorgeschossen. 

Das  Gesetz  hat  die  besten  Ergebnisse  gezeigt. 

Die  Pächter  sahen  endlich  ein,  daß  durch  die  Landliga, 
die  in  der  Zwischenzeit  durch  die  Regierung  aufgelöst  wurde, 
nicht  viel  zu  erreichen  war  und  fingen  an,  die  staatliche 
Unterstützung  in  großem  Maße  in  Anspruch  zu  nehmen.  Bald 
waren  die  100  Millionen  verbraucht  und  neue  100  Millionen 
wurden  1888  bewilligt.  Im  Zeitraum  von  6  Jahren  (1885 
bis  1891)  wurden  25  367  Pächter  in  Eigentümer  verwandelt, 
die  dazu  verwendeten  Vorschüsse  verschlangen  9992536  Pfund. 

Die  Eigentümer  standen  sich  viel  besser  als  die  Pächter, 
denn  als  Eigentümer  mußten  die  früheren  Pächter  nur  noch 
80  7o  Pachtrente  zahlen.     Nehmen   wir  an,  daß  ein 

Pächter  50  Pfund  jährlichen  Pachtzins  bezahlte.  Die  Land- 
kommission vermittelte  den  Kauf  nur,  wenn  der  Verkaufs- 
preis höchstens  das  20  fache  der  jährlichen  Pachtrente  be- 
trägt. Das  wären  1000  Pfund.  Der  Pächter  erwirbt  das 
Land  und  muß  dafür  im  ganzen  —  Zinsen  und  Amorti- 
sation —  jährlich  4  %  des  Preises  bezahlen,  das  sind  40  Pfund. 
So  ist  er  Eigentümer  und  bezahlt  als  jährliche,  in  49  Jahren 
erlöschbare  Rente  10  Pfund  weMiger. 
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Nach  dem  Sturz  der  konservativen  Regierung  nahm 
wieder  Gladstone  die  Führung.  Diesmal  ohne  Erfolg,  seine 
Gesetze  betreffs  des  Home  Rule  —  parlamentarische  Selbst- 
verwaltung Irlands  —  und  des  allgemeinen  Ankaufs  des 
Landes  für  die  Pächter  gegen  Verwendung  von  über  2000 
Millionen  Mark,  fanden  die  Zustimmung  des  Parlaments 
nicht.  Nach  seinem  Rücktritt  folgten  die  Konservativen, 
die  den  Landankauf  durch  das  Gesetz  von  1891  von  neuem 
beeinflußten.  Diesem  Gesetz  zufolge  waren  660  Millionen 
Mark  für  diesen  Zweck  bestimmt.  Die  Landlords  sollten 
nicht  mehr  in  Geld  abgefunden  werden,  sondern  in  2^4  Voig^n 
Staatspapieren  —  Land  Stock. 

Das  neue  Gesetz  erreichte  nicht  viel.  Die  einfache 
und  zweckmäßige  Art  der  Rückzahlung  des  Ashbourne-Acts 
wurde  ersetzt  durch  eine  höchst  komplizierte  und  nach  der 
Länge  der  Abzahlungsperiode  wechselnde  Rechnung  der 
Zinszahlung  und  Amortisation.  Die  Grundherren  waren  mit 
der  Abfindung  durch  Staatspapiere  mit  schwankendem  Wert, 
die  anfangs  unter  pari  gehandelt  wurden,  wenig  zufrieden. 
Die  An-  und  Verkäufe  fingen  an  abzunehmen.  Ein  Gesetz 
von  1896  sollte  die  Mängel  des  letzteren  beseitigen.  Nach 
ihm  konnte  der  neue  Eigentümer  entweder  gleiche^  sich  auf 
42^2  Jahre  erstreckende  jährliche  4%  ige  Abschlagszahlungen 
leisten,  oder  eine  auf  längere  Zeit  ausgedehnte,  aber  von 
10  zu  10  Jahren  abnehmende  4^0  ige  Annuität.  Dies  ist 
so  zu  verstehen,  daß  die  4<^/oige  Jahresrente  sich  während 
30  Jahren  dreimal  in  der  Weise  minderte,  daß  nach  Ablauf 
von  10  Jahren  die  für  neue  10  Jahre  zu  bezahlende  jähr- 
liche Rente  nicht  mehr  für  den  ganzen  Kaufpreis  gerechnet 
wurde,  sondern  für  die  Summe,  die  nach  Abzug  von  IViVo^g®^ 
Amortisation  während  der  verflossenen  10  Jahre  übrig  blieb; 
also  die  jährliche  Leistung  wurde  geringer. 
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Zum  Beispiel:  Bei  einem  Preis  von  20  000  M.  sind 
jährlich  bei  4^/Qiger  jährlicher  Abschlagzahlung  —  2^^% 
Zinsen  und  1 V4  7o  Amortisation  -  800  M.  zu  bezahlen, 
davon  entfallen  jährlich  auf  die  Amortisation  225  M.  In 
10  Jahren  werden  also  2250  M.  getilgt.  Die  4  7o  Anuität 
für  die  folgenden  10  Jahre  wird  nicht  von  20  000  M.  ge- 
rechnet, sondern  von  17  750  M.  Das  sind  jährlich  683  M. 
Diese  Abkürzung  wiederholt  sich  noch  zweimal  von  10  zu 
10  Jahren,  nachher  wird  bis  zur  Tilgung  die  Rente  nicht 
mehr  sinken. 

Diese  Neugestaltung  bewirkte  wieder  regen  Ankauf, 
der  Ankauf  wurde  auch  dadurch  befördert,  daß  die  den 
Lords  gegebenen  Papiere  sehr  hoch  im  Kurse  standen.  Sie 
stiegen  von  96  auf  110;  auf  diese  Weise  bekamen  die 
Landlords  für  100  Pfund  Staatspapiere  110  Pfund  Geld. 
Dieser  Gewinn  war  für  sie  die  beste  Anregung,  den  Ver- 
kauf zu  beschleunigen. 

Unter  dem  Gesetz  von  1896  sind  45  584  Pächter  Eigen- 
tümer geworden,  die  Staatsvorschüsse  beliefen  sich  auf 
12  996  768  Pfund.  Der  ßurenkrieg  verursachte  anfangs 
des  20.  Jahrhunderts  von  neuem  ein  Sinken  der  Staatspapiere. 
Sie  gingen  bis  auf  92  herunter.  Der  Landverkauf  wurde 
infolgedessen  wieder  lahmgelegt. 

Unter  diesen  Verhältnissen  kam  1903  ein  neues  Agrar- 
gesetz für  Irland  zustande.  Die  Grundlagen  des  Gesetzes 
wurden  Anfangs  desselben  Jahres  in  einer  Agrarkonferenz 
unter  der  Teilnahme  von  Grundherren  und  Pächtern,  die 
hier  zur  Versöhnung  kamen  und  zum  ersten  Male  gleiche 
Anschauungen  vortrugen,  eingehend  verhandelt.  Beide  kamen 
zu  der  Einsicht,  daß  der  Fortschritt  Irlands  kräftige  Kauf- 
politik verlangte.    Dafür  ist  Geld,  das  in  Irland  fehlt,  not- 
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wendig.  Großbritannien  sollte  jetzt  die  alten  Sünden  be- 
zahlen und  zu  den  erforderlichen  Kosten  beitragen. 

Die  neue  Landbill  erhielt  August  1903  Gesetzeskraft. 
Sie  bezweckt  den  freiwilligen  Ubergang  in  die  Hände  der 
Bauern  des  im  Eigentum  der  Landlords  befindlichen  irischen 
Landes  herbeizuführen.  Die  Regierung  bestimmt  dafür 
100  Millionen  Pfund,  die  durch  2^/4%ige  ewige  Staats- 
rente aufzubringen  sind.  Die  Anleihe  soll  nicht  auf  einmal 
erfolgen,  sondern  sie  soll  sich  auf  15  Jahre  oder  noch  mehr 
erstrecken.  Die  Garantie  der  Bezahlung  hat  die  Regierung 
in  den  Zuschüssen,  die  seitens  des  englischen  Staates  den 
irischen  Grafschaften  gemacht  werden;  bei  ihrem  Ausfall 
bleiben  auch  die  Zuschüsse  aus.  Eine  aus  drei  Mitgliedern 
neu  geschaffene  Güterkommission,  die  den  eigentlichen  Kauf 
vermittelt,  ist  der  Landkommission,  die  jetzt  meist  gericht- 
liche Befugnisse  erhielt,  zugeteilt  worden.  Diese  Organe 
haben  die  Reform  durchzuführen.  Es  ist  der  Zweck  des 
Gesetzes,  nicht  nur  einzelnen  Pächtern  den  Kauf  zu  er- 
möglichen, sondern  besonders  den  Kauf  von  ganzen  Gütern 
zu  besorgen.  Die  Gesamtheit  der  Pächter  eines  Gutes 
einigen  sich  mit  dem  Besitzer,  und  nachher  wird  der  Über- 
gang durch  die  Landkommission  besorgt.  Einigt  sich  der 
Grundbesitzer  mit  den  Pächtern  über  den  Kaufpreis  nicht, 
so  ist  die  Landkommission  befugt,  die  durch  den  Landlord 
angebotenen  Güter  zu  kaufen,  aber  sie  muß  die  Sicherheit 
haben,  daß  ^4  cler  vorhandenen  Pächter  sich  für  die  Pacht- 
stellen verpflichten.  Bei  überschuldeten  Gütern  kann  sie 
bei  dem  Land  Judge  Court  —  Gericht  für  Grund  und 
Boden  —  den  Kauf  beantragen.  Nach  Ankauf  der  Güter 
sollen  sie  ohne  Verlust  an  die  Pächter  verkauft  werden. 
Dem  Pächter  werden  Vorschüsse  gegeben,  die  mit  3^4% 
jährlich  —  ^'"^U^/o  Zinsen  und   V'i  Vo   Amortisation  —  in 
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68Y2  Jahren  zu  tilgen  sind.  Die  Vorschüsse  werden  mit 
oder  ohne  Schwierigkeiten  gewährt,  je  nachdem  der  Pächter 
Gerichtsrente  bezahlt  oder  nicht^  und  je  nachdem  die  Pacht- 
rente sich  in  den  Zonen  oder  außer  den  Zonen  befindet. 
Die  Pachtrente  ist  in  den  Zonen,  wenn  die  dem  Ankaufe 
zugrunde  gelegte  Jahresrente  um  10 — 30  ^j^  geringer  als  die 
zweite  Gerichtsrente  des  Jahres  1896  und  um  20 — 40  *^/q 
geringer  als  die  erste  Gerichtsrente  des  Jahres  1881  ist. 
Sie  ist  außerhalb  den  Zonen,  wenn  sie  größer  als  die  auf 
diese  Weise  geminderten  Pachtrenten  ist.  Bei  den  Ver- 
käufen, die  nach  dem  ersten  Grundsatze  geschehen,  d.  h. 
wenn  die  Gerichtsrente  sich  in  den  Zonen  befindet,  ist  die 
Landkommission  ermächtigt,  ohne  weiteres  den  Vorschuß 
zu  bewilligen.  Bei  den  anderen  Verkäufen  gibt  die  Land- 
kommission den  Vorschuß  erst,  nachdem  sie  genügende 
Sicherheit  für  die  Pachtstelle  bekommen  hat.  Die  Pächter, 
die  Gerichtsrente  bezahlen  und  in  den  Zonen  sind,  haben 
Recht  und  Anspruch  auf  die  Bewilligung  des  Vorschusses; 
die  Pächter  mit  Gerichtsrente  und  außerhalb  der  Zonen 
werden  bei  vorhandener  Sicherheit  den  Vorschuß  erhalten; 
dagegen  wird  denen,  die  keine  Gerichtsrente  haben  und 
außerhalb  der  Zonen  sind,  erst  nach  genauer  Ermittelung 
der  Sicherheit  ein  Teil  oder  der  ganze  Vorschuß  gewährt. 
Die  dem  Kaufe  zugrunde  gelegte  Annuität,  multipliziert  mit 
18,5 — 24,6  oder  21,5 — 27,7,  je  nachdem  es  sich  um  die 
erste  oder  zweite  Gerichtsrente  handelt,  bildet  den  Verkaufs- 
preis. Um  den  Landlord  zum  Verkauf  zu  bestimmen,  wurden 
ihm  verschiedene  Vorteile  zugesichert:  1.  Jeder  Verkäufer 
eines  Gutes  mit  einer  oder  mehreren  Pachtstellen  erhält, 
abgesehen  von  einigen  Ausnahmen,  außer  dem  Verkaufspreis 
noch  einen  Zuschuß  von  12  ^/o  —  Bonus  —  dieses  Preises. 
Zu  diesem  Zweck  sind  12  Millionen  Pfund  bestimmt  worden. 
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Sie  sind  eine  Unterstützung  seitens  des  großbritannischen 
Staatsschatzes.  Sie  sind  nicht  mehr  zurückzubezahlen,  son- 
dern die  Zinsen  und  die  Amortisation  der  für  diesen  Zweck 
aufgenommenen  Staatsanleihe  werden  aus  allgemeinen  Staats- 
mitteln bezahlt.  2.  Gleichzeitig  werden  dem  Besitzer  die 
vorhandenen  Pachtrückstände  durch  die  Landkommission 
ausgehändigt,  sie  sollen  aber  im  ganzen  den  Betrag  einer 
Jahresrente  nicht  überschreiten.  3.  Der  Landlord  kann  nach 
Verkauf  des  Gutes,  das  Schloß  und  ein  Stück  seiner  Do- 
mäne, die  er  selbst  benutzen  will  —  Demesne  —  von  der 
Kommission  zurückkaufen.  Die  Kommission  schießt  ihm 
das  dazu  notwendige  Geld,  höchstens  aber  Yg  des  Wertes 
des  Gutes  in  Summa  von  20  000  Pfund  gegen  3^^  ^/o  ige 
jährliche  Abzahlung,  mit  der  gleichen  Amortisationsdauer 
des  Pächters,  vor.  Man  wird  sich  fragen,  welches  der 
Wert  einer  solchen  Anordnung  ist.  Der  Grundherr  ver- 
kauft sein  Land,  um  es  nachher  wieder  anzukaufen? 
Daraus  erwachsen  aber  dem  Grundherrn  bedeutende  Vor- 
teile. An  Stelle  der  alten  hochverzinslichen  Hypotheken, 
bezahlt  er  nur  37^  7o  jährliche  Rente  und  in  68^2  Jahren 
wird  sein  Besitz  schuldenfrei.  4.  Die  Verkaufsrechte  wurden 
erleichtert,  was  bei  den  verwickelten  Eigentumsverhältnissen 
Irlands  sehr  zweckmäßig  war.  Jeder,  der  6  Jahre  lang  die 
Renten  eines  Gutes  bezogen  hat,  hat  das  Recht  zum  Ver- 
kauf usw. 

So  ist  auf  der  einen  Seite  dem  Pächter  kräftige  Hilfe 
gegeben,  um  Land  unter  billigen  Bedingungen  zu  kaufen, 
und  auf  der  anderen  Seite  wird  dem  Grundherrn  der  Ver- 
kauf erleichtert  und  dafür  auch  eine  Unterstützung  gewährt. 
Es  fehlen  im  Gesetz  auch  die  Bestimmungen  nicht,  die 
das  Land  in  dem  Eigentum  der  Pächter  sichern.  Der 
Verkauf  ohne  Einwilligung  der  Kommission   ist  verboten, 


—    38  — 


ebenso  die  Zerstückelung.  Beim  Erbübergang  wird  der 
Ubernehmer  durch  die  Landkommission  bestimmt,  die  das 
Gut  für  die  Erben  auch  verkaufen  kann.  Der  Verschuldung 
ist  eine  Grenze  gezogen,  indem  die  zur  Aufnahme  bewilligte 
Hypothek  höchstens  das  zehnfache  der  Annuität  betragen 
darf. 

Im  Gesetz  sind  noch  weitere  Bestimmungen  getroffen, 
die  sich  auf  die  übervölkerten  Güter,  d.  h.  solche,  auf  denen 
meistens  Zwergpächter  vorhanden  sind,  beziehen.  Ihr  Zweck 
ist,  diese  Zwergwirtschaften  zu  vergrößern;  die  Land- 
kommission ist  ermächtigt,  die  Güter  anzukaufen  und  sie 
selbst  mit  Verlust  an  Pächter  weiter  zu  verkaufen.  Weiter 
sind  im  Gesetz  noch  Anordnungen  betreffs  Ankaufes  von 
Parzellen  durch  die  ländlichen  Arbeiter  und  Regelung  deren 
Verhältnisse  getroffen. 

Leider  kann  ich  dieses  Gesetz  in  seinem  ganzen  Um- 
fange nicht  weiter  verfolgen.  Die  Hauptsache  ist  hier 
wiedergegeben  worden.  Sie  besteht  darin,  den  Ankauf  von 
Land  durch  alle  der  Regierung  zur  Verfügung  stehenden 
Mittel  zu  fördern. 

Ein  bedeutender  Erfolg  wird  sicher  nicht  ausbleiben. 
Bis  April  1904  sind  122  Güter  mit  1615  Stellen  und  einer 
Fläche  von  74  884  acres  für  1  138  635  Pfund  verkauft 
worden.  Der  Ankauf  schreitet  kräftig  weiter  und  die  Zeit 
ist  nicht  mehr  fern,  wo  viele  der  irischen  Pächter  ihren 
jahrhundertlangen  Traum  —  Eigentümer  der  Scholle  zu 
sein  —  erfüllt  sehen  werden. 

Man  hört  Befürchtungen,  daß  ein  so  künstlich  empor- 
getriebener Ankauf  schließlich  auch  Schattenseiten  zeigen 
kann.    Bei  Mißernten  und  dauerndem  Preisfall  würde  der 

neue  Eigentümer  wohl  seine  6872jährige  Rente  nicht  be- 
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zahlen  können  und  dann  entweder  Austreibung  folgen  oder 
der  Staat  aus  eigener  Tasche  bezahlen  müsse. 

Die  bis  jetzt  gezeigten  Ergebnisse  stimmen  damit  nicht 
überein.  Die  Pächter,  die  unter  dem  früheren  und  jetzigem 
Gesetze  Land  gekauft  haben,  haben  regelmäßig  ihre  jähr- 
lichen Leistungen  erfüllt.  Die  Güter  sind  weder  ver- 
schuldet noch  unter  schlechter  Bewirtschaftung.  Ja,  der 
Betrieb  schreitet  sogar  zu  immer  weiterer  Vervollkommnung 
und  führt  zu  immer  besserem  Erfolge  unter  der  Führung 
des  neuen  genossenschaftlichen  Geistes.  Die  landwirtschaft- 
liche Genossenschaft  hat  fruchtbaren  Boden  in  Irland  ge- 
funden, ihre  Entwicklung  ist  im  vollen  Wachsen  und  die 
Früchte  dieser  Bewegung  werden  in  kurzem  dem  irischen 
Pächter  nur  zum  Segen  gereichen. 


Wir  haben  die  Politik  der  Regierung  in  der  Agrarfrage 
seit  ihren  Anfängen  verfolgt.  Nach  Zeiten,  die  unter  die 
dunkelsten  der  englischen  Geschichte  zu  rechnen  sind,  unter 
dem  äußersten  Druck  der  Umstände  mußte  sich  England 
zu  einer  Politik  der  Gerechtigkeit  entschließen.  Der  richtige 
Weg  wurde  angebahnt  durch  die  Gewährung  der  drei  F, 
die  im  Laufe  der  Zeit  schließlich  zu  einem  Hemmnis  des 
irischen  Landwirts  wurden;  es  mußte  ihm  die  Freiheit  ge- 
geben werden  und  dies  konnte  nur  geschehen  durch  Ge- 
währung von  Eigentum,  die  erste  ewige  Lösung  der  irischen 
Agrarfrage.  Das  konservative  Großbritannien  mußte  end- 
lich zu  den  liberalsten  Maßnahmen  greifen. 

Heute  und  in  der  Zukunft  noch  mehr  wird  Irland  den 
wahren  Eigentümern  gehören;  trotzdem  wird  es  ein  Land 
der  kleinen  Wirtschaften,  des  extensiven  Betriebes,  der 
Viehzucht  und  der  ewigen  Weiden  bleiben. 
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Falls  diesem  Abschnitt  Mängel,  Unv^ollkommenheit  usw. 
anhaften,  so  seien  sie  mir  entschuldigt.  Ich  verweise  den 
Leser  auf  das  Wort  von  Maurice  Healy^),  einem  der  besten 
Kenner  der  irischen  Gesetzgebung  und  Verhältnisse:  „Depuis 
vingt  ans  que  je  leur  consacr^  ma  vie,  plus  je  les  Studie 
et  moins  je  les  comprends". 

Ich  hoffe  doch,  daß  der  Zweck  dieses  Abschnittes 
dem  Leser  klar  vor  Augen  getreten  ist. 

Er  will  einmal  zeigen,  wohin  die  Pacht  in  der  in 
Irland  vorkommenden  Form  führen  kann,  und  zum  anderen 
Mal,  daß  die  Regierungen  es  nie  unterlassen  sollen,  einzu- 
greifen, sobald  die  Mehrheit  des  Volkes  es  verlangt. 

Am  Schlüsse  dieser  Abhandlung  werde  ich  versuchen, 
das  Charakteristische  der  irischen  Agrarfrage  hervorzuheben 
und  es  mit  rumänischen  Verhältnissen  in  Beziehung  zu 
bringen. 

Aus  diesem  Vergleich  wird  ohne  weiteres  hervorgehen, 
daß,  obwohl  in  Rumänien  die  Pacht  nicht  in  derselben 
Form  wie  in  Irland  ihre  Verbreitung  gefunden  hat,  trotz- 
dem sind  ihre  Wirkungen  in  sozialer  und  wirtschaftlicher 
Hinsicht  für  den  rumänischen  Bauer,  der  Afterpächter  wird, 
und  für  die  Landwirtschaft  im  ganzen,  ebenso  schädlich 
und  gefahrvoll. 

Die  Regierung  darf  nicht  die  letzte  Stunde  erwarten, 
sie  muß  zu  eingreifenden  Maßnahmen  schreiten,  die  unter 
solchen  Verhältnissen  immer  ihre  Rechtfertigung  finden 
werden. 

1)  In  einer  Parlamentsrede  in  Irland. 
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Zweiter  Teil. 

Das  rumänische  Pachtwesen. 

Erster  Abschnitt: 

Geschichtliche  Entwicklung. 

I.  Entstehung  des  Privatgrundeigentums  und  die  guts- 
herrUchen-bäuerlichen  Verhältnisse  bis  Mitte  des 
19.  Jahrhunderts. 

Die  Geschichte  der  rumänischen  Agrarverfassung  bildet 
den  Ausgangspunkt  meiner  Betrachtungen  ül)er  das  land- 
wirtschaftliche Pachtwesen  Rumäniens. 

In  kurzen  Umrissen  werde  ich,  nach  den  neuesten  ge- 
schichtlichen Forschungen,  den  Entwicklungsgang  des  länd- 
lichen Grundeigentums  und  die  durch  ihn  hervorgerufenen 
ländlichen  Verhältnisse  darstellen.  Gleichzeitig  werde  ich 
die  Entwicklung  und  die  Lage  der  ländlichen  Klassen  bis 
zur  Gegenwart  verfolgen. 

Es  kann  sich  selbstverständlich  nicht  um  die  Darlegung 
aller  Taten  der  Geschichte  der  rumänischen  Agrarfragen 
handeln.  Wenn  auch  vieles  weggelassen  ist,  so  glaube  ich 
doch  das  Nötige  hervorgehoben  zu  haben,  um  den  Ursprung 
und  die  Ursachen  des  rumänischen  Pachtwesens  zu  beleuchten. 
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Ehe  die  rumänischen  Fürstentünaer  entstanden  waren, 
lebten  die  Rumänen  auf  dem  von  ihnen  besiedelten  Boden 
in  Dörfern,  unter  der  Verfassung  des  rumänischen  Rechtes 
—  drept  romanesc.  Dieses  bestand  darin,  dal?)  das  Dorf 
als  eine  Gemeinschaft  der  Nachkommen  eines  Urahnen  — 
mos,  batran  —  galt.  Das  dazu  gehörende  Land  wurde  für 
die  Bewohner  des  Dorfes  in  gleiche  Streifen  —  delniti, 
jireabii  —  zerlegt.  Das  bebaute  Land  wurde  dem  Einzelnen 
zur  Nutzung  zugeteilt,  die  Weiden,  die  Wiesen  und  der 
Wald  unterlagen  der  gemeinsamen  Nutzung  der  Dorfbewohner. 
Viehhaltung  und  Hirteuleben  spielten  die  Hauptrolle,  daher 
war  das  Ackerland  von  geringer  Ausdehnung.  Die  P^ührung 
des  Dorfes  und  die  Funktionen  des  Richters  lagen  in  den 
Händen  des  Begründers  oder  in  denen  eines  gewählten 
Häuptlings.  Das  Dorf  bildet  eine  judetie,  und  die  Häupt- 
linge waren  die  sog.  judeti,  die,  je  nachdem  sie  erblich 
oder  unerblich  in  ihrer  Funktion  waren,  Cnejii  oder  Juzii 
genannt  wurden. 

Unumschränkt  frei  waren  die  Bauern  auf  dem  Boden, 
der  ihnen  zustand;  sie  konnten  ihn  jederzeit  verlassen  und 
wegziehen,  wohin  sie  wollten.  Dem  Häuptling  mußten  von 
den  Bauern  der  Naturalerträge  geliefert  und  3  Arbeits- 
tage im  Jahr  geleistet  werden.  Ihm  gehörten  die  Bannrechte 
und  das  unbesetzte  Land  eines  Dorfes.  Mehrere  Dörfer  zu- 
sammen bildeten  ein  Tinut  unter  der  Führung  eines  Woewod. 
Die  Zusammenlegung  dieser  Woewodate  führte  zur  Bildung 
der  rumänischen  Fürstentümer:  der  Walachai  (1273)  und  der 
Moldau  (1354).  Die  höchste  Instanz  im  Volksleben  wurde 
jetzt  der  Landesherr  —  Domn.  Ihm  unterstehen  sowohl 
Bauern  wie  Hauptleute;  ihm  gehört  das  ganze  unbewohnte 
oder  eigentumlose  Land.  „Uber  das  ganze  Land,  über  den 
Grund  und  Boden  im  allgemeinen,  hat  er  ein  oberstes  Ver- 
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fögungsrecht;  er  galt  als  dessen  erster  Besitzer,  als  der  Ur- 
sprung, die  Ouelle  jedes  anderen  abgeleiteten  Besitzrechtes 
seiner  Untertanen'^  i).  Mit  dieser  Zeit  beginnt  die  Bildung 
einer  Bojarenklasse,  die  aus  den  ursprünglichen  erblichen 
Dorfhäuptern  —  Cnejii  —  hervorgegangen  sind.  Aus  den 
unerblichen  Judeti  und  ihren  Nachkommen  entwickelten  sich 
die  Mosneni,  Razesi,  d.  h.  Bauern,  die  besser  begütert  waren 
und  teilweise  ihre  Freiheit  und  ihr  Eigentum  bis  zum  heutigen 
Tage  behalten  haben. 

Die  Cnejii  stiegen  also  von  der  Bauernstufe  zu  dem 
Landesadel  empor.  Damit  vollzog  sich  auch  ein  Umschwung 
ihrer  Aufgaben.  Sie  verließen  bald  die  Dörfer  und  siedelten 
sich  in  der  Nähe  des  Landesherrn  an,  in  der  Hauptstadt, 
um  so  seine  Gunst  zu  gewinnen.  Die  Dörfer  blieben  für 
sie  nur  Einnahmequellen,  sie  bekamen  den  Zehnten,  sie 
hatten  Bannrechte,  und  sie  konnten  jährlich  über  3  Arbeits- 
tage der  Bauern  verfügen.  Die  Dörfer,  die  unter  der 
Führung  von  unerblichen  Häuptern  waren,  und  die,  die 
später  die  Steuern  nicht  aufbringen  konnten,  wurden  für 
landesherrliche  Dörfer  —  sate  domnesti  —  erklärt.  Von 
jetzt  an  hatten  sie  die  jährlichen  Leistungen  entweder  dem 
Landesherrn  zu  entrichten  oder  einem  von  ihm  beschenkten 
Bojar  oder  Kloster.  Belehnung  mit  fürstlichen  Dörfern 
oder  eigentumslosen  Land  galt  in  dieser  Zeit  meist  als  Be- 
lohnung für  kriegerische  Tapferkeit. 

Mit  dem  Aufkommen  der  türkischen  Oberherrschaft 
über  die  rumänischen  Fürstentümer  (Ende  des  14.  Jahr- 
hunderts) geht  Hand  in  Hand  das  Wachsen  der  Bojaren- 
macht. Die  Landesfürsten  wurden  vom  Sultan  erwählt, 
und  das  Land  hatte  einen  jährlichen  Tribut  zu  bezahlen. 


1)  N.  Jorga,  Geschichte  des  rumäniscLen  Volkes,  Bd.  II,  S.  25. 
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Beides  gereichte  den  Bojaren  zum  Vorteil.  Der  Landesherr 
hatte  für  seine  Erwählung  und  für  die  Behaltung  des  Thrones 
die  Freundschaft  und  die  Hilfe  der  Bojaren  nötig.  Kr 
sicherte  sich  diese  durch  Belehnung  mit  fürstlichen  Dörfern 
und  unbesetztem  Land.  Anfangs  wurden  den  Bojaren  nicht 
die  Dörfer  geschenkt,  sondern  es  wurde  ihnen  durch  den 
Landesherrn  nur  das  erbliche  Recht  als  Cneaz  bestätigt. 
Mit  der  Zeit  aber  betrachten  sie  sich  als  Herren  dieser 
Dörfer.  Desselben  Vorteils  erfreuten  sich  die  Klöster 
griechischen  Ursprungs,  die  auch  Einfluß  in  Konstantinopel 
hatten.  Für  das  Aufbringen  des  Tributs  und  der  vielen 
Geschenke,  die  die  Erwählung  mit  sich  brachte,  war  viel 
Geld  notwendig.  Dieses  konnte  auch  mit  Hilfe  der  Bojaren 
teilweise  zusammengebracht  werden.  Es  galt  daher,  sie  in 
jeder  Hinsicht  zu  unterstützen.  So  gelang  es  ihnen,  ent- 
weder durch  Selbstaneignung  oder  ßelehnung,  eigentums- 
loses Land  und  landesherrliche  Dörfer  zu  erwerben.  Damit 
das  erstere  Erträge  abwerfe,  mußte  es  bevölkert  werden, 
und  das  Bestreben  der  Fürsten  und  Bojaren  war  infolge- 
dessen, es  möglichst  zu  besetzen.  Viele  eingewanderte 
Fremde  und  Bauern,  denen  anfänglich  Erleichterungen  zu- 
geteilt wurden,  besiedelten  diese  Flächen,  und  so  entstehen 
die  halbfreien  Bauern  —  Vecini,  Rumani  —  die  in  aller- 
kürzester Zeit  zu  Hörigen  wurden.  Vecini  in  geringer  Anzahl 
finden  wir  schon  früher  in  der  Moldau,  sie  waren  Kriegs- 
gefangene oder  angesiedelte  Fremde.  Diese  waren  glebae 
adscripti,  und  mußten  außer  den  Zehnten  Frohnarbeit  leisten. 
Auf  diese  Weise  wurde  das  frühere  Dorfhaupt  zum  Herrn 
von  Dörfern  und  Eigentümer  von  Land.  Auch  in  den 
freien  Dörfern,  d.  h.  solchen,  in  denen  der  frühere  Cneaz 
nur  die  Rechte  eines  Führers  und  Richters  hatte,  vollzog 
sich  in  der  nächsten  Zeit  dieselbe  Entwicklung.   Der  jetzige 


Bojar  lebte  nicht  mehr  im  Dorf,  er  bekam  den  Zehnten 
und  die  anderen  Leistungen  nicht  mehr  als  Entgelt  für 
seine  amtliche  Tätigkeit,  sondern  er  betrachtete  diese  als 
eine  Art  Pacht  und  Miete  der  in  seinen  Dörfern  ansässigen 
Bauern.  Das  Streben  der  jetzigen  Bojaren  ging  dahin, 
möglichst  viele  Dörfer  in  eine  Hand  zu  sammeln  und  sie 
möglichst  gut  besetzt  zu  halten.  Denn  auf  der  einen  Seite 
durch  die  Vermehrung  der  eigenen  Bevölkerung  und  durch 
die  Einwanderung  fremder  Elemente  in  den  Dörfern,  und 
auf  der  anderen  Seite  durch  den  Ubergang  zum  Ackerbau 
stieg  der  Grund  und  Boden  fortwährend  im  Werte.  An- 
fangs bestand  ein  Unterschied  zwischen  der  ansässigen 
Bevölkerung  der  Dörfer  und  den  neu  Eingewanderten.  Die 
ersten  waren  ursprünglich  frei,  und  hatten  nur  den  Zehnten 
und  drei  Arbeitstage  jährlich  zu  leisten,  die  letzten  da- 
gegen waren  glebae  adscripti  und  hatten  Frohnarbeit  zu 
verrichten.  Allmählich  verwischte  sich  dieser  Unterschied; 
die  Bojaren  fanden  Mittel  genug,  um  dies  zu  beschleunigen. 
Kopfsteuern  und  jährliche  Abgaben,  die  die  wachsenden 
Forderungen  der  Türkei  befriedigen  sollten,  wurden  ein- 
geführt und  waren  nur  von  freien  Bauern  aufzubringen. 
Diese  Abgaben  wurden  immer  größer  und  vielseitiger  und 
schließlich  unerträglich.  Sie  zwangen  die  Bauern,  anfangs 
ihren  Grund  und  Boden  dem  Bojaren  abzutreten  und  end- 
lich ihre  Freiheit  zu  lassen  und  sich  unter  den  Schutz  des 
Bojaren  zu  begeben.  Dieser  kam  für  sämtliche  Steuern 
und  Abgaben  seiner  Hörigen  auf  und  war  für  diese  fiska- 
lisch verantwortlich.  Nicht  nur,  daß  solche  staatliche  Maß- 
nahmen den  Bauern  zur  Unfreiheit  zwangen,  die  Bojaren 
drückten  auch  durch  List  und  Gewalt  die  Bauern  in  den 
Zustand  der  Hörigkeit  herab. 
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Erlaubte  und  meistens  unerlaubte  Mittel  führten  zur 
Hörigkeit  des  größten  Teils  des  rumänischen  Bauernstandes. 

In  der  Walachei,  wo  die  Verhältnisse  für  die  Bauern 
am  drückendsten  waren,  war  die  Hörigkeit  schon  im  16.  Jahr- 
hundert eine  allgemeine  Erscheinung;  in  der  Moldau  herrscht 
sie  in  der  ersten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts.  Die  Bo- 
jaren, in  kleiner  Anzahl,  wurden  auf  diese  Weise  zu  Ober- 
eigentümern des  größten  Teils  des  rumänischen  Landes. 
In  den  Dörfern  lebten^  der  Hauptsache  nach  auf  fremden 
Grund  und  Boden,  nur  noch  Bauern,  denen  Vermögen, 
Freiheit  und  Rechte  entrissen  wurden. 

Freie  Bauern  blieben  nur  ein  Teil  der  Mosneni  und 
Razesi,  die  besonders  in  den  Gebirgsgegenden  ihre  Un- 
abhängigkeit und  ihr  Eigentum  bis  heute  behauptet  haben. 
Die  Mehrheit  dieser  Mosneni  und  Razesi  wurden  durch 
Geschick  und  List  der  Bojaren  um  ihr  Eigentum  gebracht; 
sie  verkauften  diesen,  freiwillig  oder  oft  gezwungen,  ihre 
Eigentumsrechte. 

Drei  Mittel  waren  wirksam,  um  den  Bojaren  die  Hörigkeit 
der  Bauern  und  dadurch  das  Eigentumsrecht  auf  dem  früheren 
Bauernland  sicherte.  Erstens  waren  es  die  Verschenkungen 
von  fürstlichen  Dörfern  und  unbesetztem  Land  durch  den 
Fürsten,  zweitens  die  Not  der  Bauern,  die  durch  Verheerungen 
der  Feinde  und  besonders  fiskalische  Bedrückung  hervor- 
gerufen war,  und  endlich  drittens  Zwang  und  Gewalt  seitens 
der  Grundherren.  Diese  drei  Arten  der  Besitzergreifung 
bilden  den  Ursprung  des  heutigen  Großgrundbesitzes. 

Wir  sehen  also,  daß  durch  das  Aufkommen  und  die 

Fortpflanzung  der  Hörigkeit  der  Bauer  nur  noch  als  ein 

erblicher  Nutzberechtigter  seines  früheren  Eigentums  an- 
gesehen wurde. 
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Das  Trachten  der  Bojaren  in  der  nächsten  Zeit  war 
darauf  gerichtet,  das  Eigentumsrecht  der  Bauern  möglichst 
in  Vergessenheit  zu  bringen,  diese  als  Pächter  zu  betrachten 
und  ihre  Ansprüche  auf  das  geringste  herabzusetzen.  Die 
Bedrückung  der  Bauern  wurde  unter  der  Einwirkung  sozialer 
und  ökonomischer  Verhältnisse  während  des  17.  und  18.  Jahr- 
hunderts immer  stärker.  Mit  dem  Anfang  und  der  Be- 
festigung der  Herrschaft  der  phanariotischen  Fürsten  be- 
ginnt die  unheilvollste  Periode  der  rumänischen  Geschichte. 
Die  Phanarioten,  griechischen  Ursprungs,  betrachteten  die 
Fürstentümer  nur  als  reichen  Beutel,  aus  welchem  sie,  ihr 
Herr  —  der  Sultan  —  und  ihr  Land  —  die  Türkei  —  Gold 
schöpfen  könnten.  Kein  Mittel  blieb  unversucht,  um  mög- 
lichst viel  auszubeuten,  und  alles  dieses  sicher  nur  auf  Kosten 
der  Bauern. 

Nicht  nur,  daß  unter  ihrem  Einfluß  die  einheimischen 
Bojaren  sich  besonders  zu  Bedrückern  der  Bauern  ausbildeten, 
sondern  mit  ihnen  kamen  ins  Land  viele  Höflinge,  die  bei 
dieser  Ausbeutung  mithelfen  sollten.  Sie  verwandelten  sich 
allmählich  in  Landesadel,  wurden  mit  Bauern  und  Gütern 
dotiert,  und  sie  werden  die  neue  und  drückendste  Klasse 
der  Grundherren.  Es  kann  hier  nicht  auf  die  Art  ihres 
Wirkens  eingegangen  werden;  das  Ergebnis  für  unser  Land 
war,  daß  es  in  jeder  Hinsicht  ausgesogen  wurde,  die  Hörigkeit 
der  Bauern  bis  zur  Leibeigenschaft  gesteigert  wurde,  und 
viele  Bojaren,  namentlich  die  kleineren,  ihre  Rechte  ein- 
büßten und  zum  Bauern  herabgedrückt  wurden. 

Ökonomische  Verhältnisse  bewirkten  insofern  eine  Ver- 
schlechterung der  Bauernlage,  als  die  Fürstentümer  zu  den 
Getreidekammern  der  Türkei  wurden.  Die  türkische  Ober- 
herrschaft wurde  maßlos  begierig,  die  Fürsten  mußten  alle 
ihre  Ansprüche  befriedigen,  um  sich  auf  dem  Throne  halten 
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zu  können.  Alles,  was  im  Lande  erzeugt  wurde,  sollte  nur 
der  Türkei  zu  gute  kommen.  Die  Grundherren  mußten  mehr 
Geld  zusammenbringen.  Der  Zehnte  und  die  Frohnden  der 
Bauern  genügten  nicht  mehr;  sie  fingen  daher  an,  den  Grund 
und  Boden  in  größerem  Maßstabe  selbst  zu  bewirtschaften. 
Arbeitskräfte  und  Bodenflächen  waren  dafür  notwendig.  Um 
das  zu  bewirken,  waren  die  Grundherren  bestrebt,  die  Rechte 
der  Bauern  auf  die  Nutznießung  des  ererbten  Besitzes  ein- 
zuschränken und  die  Frohnarbeitstage  zu  vermehren. 

Seitens  der  Fürsten  erfreuten  sie  sich  des  größten 
Entgegenkommens.  Die  Verwirklichung  der  betreffenden 
Wünsche  bildete  den  Inhalt  der  fürstlichen  Beschlüsse  und 
Verordnungen  dieser  Jahrhunderte.  Ohne  weiteres  ist  er- 
sichtlich ,  daß  dadurch  die  Lage  der  Bauern  unerträglich 
wurde,  und  weil  ihre  Beschwerden  kein  Gehör  fanden, 
blieb  ihnen  nichts  weiter  übrig  als  das  Hab  und  Gut  zu 
verlassen  und  ins  Gebirge  oder  über  die  Donau  zu  flüchten. 
Für  die  Einkünfte  des  Fürsten  waren  die  Auswanderungen 
unerwünscht,  die  Einnahmen  wurden  immer  geringer,  während 
die  Ansprüche  der  Türkei  nie  Befriedigung  fanden.  Um 
die  Einkünfte  wieder  herzustellen  blieb  ein  einziger  Weg 
offen:  die  Bauern  zu  veranlassen  zurückzukehren  und  weitere 
Auswanderungen  zu  verhindern. 

Von  solchen  Erwägungen  geleitet,  verordnete  Fürst 
C.  Marrocordat  (1730—1769)  die  Abschaffung  der  Hörig- 
keit und  Unfreiheit.  Sie  erfolgte  1746  in  der  Walachei, 
1749  in  der  Moldau.  Wenn  auch  dadurch  den  Mißbräuchen 
und  Plünderungen  der  Grundherren  Einhalt  getan  wurde,  so 
war  das  doch  keine  wesentliche  Verbesserung  für  die  Bauern. 
Denn  obwohl  bestimmt  wurde,  daß  der  Vecin  kein  Leib- 
eigener sei,  und  daß  er  nicht  verkauft,  weggejagt  oder  in 
andere  Dörfer  versetzt  werden  könne,  so  blieb  trotzdem  die 
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eingebürgerte  Auffassung  bestehen;  ja  sie  wurde  sogar  be- 
festigt^ indem  in  der  Verordnung  ausgesprochen  wurde,  daß 
der  Yecin  kein  eigenes  ererbtes  Land  haben  solle  und  seine 
Scholle  ohne  Zustimmung  des  Grundherrn  nicht  verlassen 
könne.  Es  tritt  also  deutlich  hervor,  daß  die  Bauern  ent- 
eignet, bloß  als  scholienpflichtige  Pächter  anerkannt  wurden, 
der  Grundherr  dagegen  zum  Gutsbesitzer  erklärt  wurde. 
Gemäß  der  Verordnung  mußten  die  Bauern  den  Zehnten 
weiter  entrichten,  12  bzw.  24  Frohntage  jährlich  leisten, 
und  in  der  Walachei  sollten  sie,  um  frei  erklärt  zu  werden, 
noch  eine  bestimmte  Geldsumme  zahlen.  Der  Ausdruck 
Hörige  —  Vecin  —  verschwand  allmählich,  an  seiner  Stelle 
blieben  aber  doch  noch  viele  Jahrzehnte  zehnt-  und  frohn- 
pflichtige  Bauern,  die  unter  denselben  früheren  Schwierig- 
keiten lebten. 

Der  Verlauf  der  Gesetzgebung  und  der  Inhalt  der 
vielen  Verordnungen,  die  von  verschiedenen  Fürsten  in  den 
nächsten  Jahrzehnten  erlassen  wurden,  ist  ebenso  mannig- 
faltig wie  verwickelt.  Diese  im  einzelnen  zu  schildern, 
kann  nicht  als  Aufgabe  dieses  Abschnittes  angesehen  werden. 
Sein  Zweck  ist  angegeben  worden,  er  soll  die  Entwicklung 
des  Grundeigentums  und  die  Einwirkung  auf  die  ländlichen 
Klassen  wiedergeben,  üm  dieses  Ziel  zu  erreichen,  genügt 
es  zusammenfassend  zu  sagen,  daß  sämtliche  Verordnungen 
der  nächsten  Jahrzehnte  hervorgerufen  sind  durch  das 
Streben  der  Grundherrn,  die  beim  Fürsten  Einfluß  auszu- 
üben wußten,  die  Rechte  der  Bauern  möglichst  zu  beseitigen, 
die  Ausnutzung  des  Grund  und  Bodens  in  eigene  Hand 
zu  nehmen  und  die  Arbeit  der  Bauern  nach  Möglichkeit 
kostenlos  zu  beanspruchen.  So  sehen  wir,  daß  die  Grund- 
herren sich  allmählich  auch  auf  Wald,  Weide  und  Wiese, 
die  als  Allmende  der  Bauern   fortbestanden,  Rechte  an- 
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eigneten  und  auf  diese  Weise  die  Bauern  in  der  Ausübung 
ihrer  Eigentumsrechte  benachteiligten.  Von  jetzt  an  mußten 
sie  für  die  Benutzung  dieses  ursprünglichen  Gemeinbesitzes 
Gegenleistungen  bringen.  Ebenso  wurden  die  PVohnarbeits- 
tage  in  immer  größerem  Maße  vermehrt.  Im  Jahre  1805 
erreichten  die  moldauischen  Bojaren,  daß  ihnen  43  Frohn- 
tage  im  Jahre  zugebilligt  wurden.  Diese  Frohnarbeiten 
wurden  auch  in  der  Weise  stark  vermehrt,  daß  bestimmt 
wurde,  was  in  einem  Arbeitstage  zu  leisten  war.  Diese 
bestimmten  Arbeiten  übertrafen  bei  weitem  die  wirkliche 
Tagesleistung. 

Die  anderen  Bestrebungen,  um  das  Recht  der  Bauern 
auf  den  Grund  und  Boden  zugunsten  der  Grundherren 
einzuschränken,  fanden  auch  Anwendung. 

Während  früher  der  Grundherr  kein  Recht  auf  eigene 
Benutzung  hatte,  so  wurde  jetzt  bestimmt,  daß  er  verpflichtet 
war,  nur  2/3  des  Gutes  für  die  Bedürfnisse  der  Bauern  ab- 
zutreten. Gleichzeitig  wurde  in  der  Moldau  durch  Ver- 
ordnungen bestimmt,  auf  wie  viel  Land  der  Bauer,  je  nach 
der  Gegend  und  Spannfähigkeit,  Anrecht  hatte. 

Aus  diesen  Bestimmungen  ergibt  sich  von  selbst,  daß 
die  Bestrebungen  der  Grundherren  von  Erfolg  gekrönt  wurden; 
der  Bauer  dagegen  wurde  immer  mehr  und  mehr  ausgenutzt 
und  versank  im  größten  Elend.  Die  Ausbeutung  durch  den 
Grundherrn  und  die  Beraubung  der  Eigentumsrechte  der 
Bauern  genügten  nicht,  sie  sollten  noch  durch  Plünderungen 
und  Mißhandlungen  der  Masse  der  fürstlichen  Beamten 
und  durch  sehr  drückende  Steuern  und  Abgaben,  die  herz- 
los eingetrieben  wurden,  zum  Abgrund  geführt  werden. 

In  diesem  Zustande  findet  den  Bauern  das  19.  Jahr- 
hundert, welches  in  seiner  ersten  Hälfte  die  Krönung  der 
Bauernleiden  und  die  vollständige  Enteignung  der  Bauern- 
rechte mitbringen  sollte. 
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Politische  Umstände  bedingten  in  den  ersten  20  Jahren 
des  neuen  Jahrhunderts  russischen  Einfhiß  in  den  Fürsten- 
tümern. 

Dadurch  entwickelte  sich  bald  neben  der  türkischen 
die  Oberherrschaft  Rußlands  über  die  beiden  Fürsten- 
tümer. 

Die  phanariotische  Regierung  fiel  weg,  sie  sollte  nach 
Regelung  der  inländischen  Verhältnisse  durch  russische 
Statthalter,  durch  nationale  Herrscher  ersetzt  werden.  Im 
Jahre  1832  trat  das  Reglement  organique  ins  Leben,  welches 
ein  Werk  der  einflußreichen  Bojaren  war.  Neben  der  Ver- 
fassung, die  dadurch  den  Fürstentümern  gegeben  wurde, 
finden  wir  in  ihm  auch  Maßnahmen  der  Verwaltung  ent- 
halten. Bezüglich  der  Regelung  der  ländlichen  Verhältnisse 
sind  folgende  Bestimmungen  getroffen  worden:  Die  Lage 
der  Bauern  wurde,  abgesehen  von  Steuererleichterungen 
und  Verminderung  der  persönlichen  Dienste  dem  Grund- 
herrn gegenüber,  unwesentlich  gebessert.  Ihnen  wurde  auch 
die  Freizügigkeit  zuerkannt,  die  aber  unter  den  damit  ver- 
bundenen Bedingungen  illusorisch  war^). 

Diesen  geringen  Vorteilen  entsprachen  aber  große  Be- 
nachteiligungen. 

Als  erstes  Prinzip  muß  hers^orgehoben  werden,  daß  die 
Grundherren  für  Eigentümer  des  Landes,  die  Bauern  dagegen 
für  einfache  Arbeiter  erklärt  wurden.  Endlich  ist  dadurch 
der  jahrhundertelang  gehegte  Wunsch  der  Bojaren  verwirklicht 
worden;  der  Bauer,  dem,  nach  rumänischem  Rechte,  das 


1)  Der  Bauer  durfte  das  Dorl  nicht  verlassen,  bevor  er  seine 
Abgaben  für  1  Jahr  im  voraus  nicht  entrichtete,  und  bevor  er  seine 
sämtlichen  Schulden  dem  Gründherrn  gegenüber  nicht  bezahlte.  Der 
Grundherr  wußte  die  Schulden  des  Bauern  so  zu  erhöhen,  daß  er  sich 
nie  befreien  konnte. 
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ganze  besetzte  Land  gehörte^  wurde  ohne  weiteres  zum 
eigentumslosen  Landarbeiter  proklamiert.  Es  wurde  ihm 
nur  das  Recht  zuerkannt,  vom  Grundeigentümer  außer  Haus 
und  Gartenland  noch  eine  gewisse  Landfläche  Acker  und 
Weide,  je  nach  der  Spannfähigkeit,  für  die  Sicherung  seiner 
Existenz  zu  beanspruchen.  Die  Landzuteilung  wurde  aber 
im  Verhältnis  zu  den  früheren  Bestimmungen  viel  geringer 
bemessen.  Der  Grundeigentümer  war  verpflichtet  bis  2/3 
seiner  Güter  dem  Bauern  zur  erblichen  Nutzung  zu  über- 
lassen. Er  war  berechtigt  die  Flächen  zu  geben,  die  er 
wünschte.  Selbstverständlich  behielt  er  die  fruchtbarsten 
selbst.  Falls  der  Bauer  mehr  Grund  und  Boden  brauchte, 
so  konnte  er  ihn  durch  freie  Vereinbarung  mit  dem  Grund- 
herrn erhalten,  falls  dieser  den  guten  Willen  dazu  hatte. 
Aus  diesen  freien  Vereinbarungen  entwickelten  sich  mit 
der  Zeit  die  gesetzlich  geregelten  landwirtschaftlichen  Ver- 
einbarungen, die  für  den  rumänischen  Bauern  in  der  Zukunft 
so  unheilvoll  wurden.  Bei  der  sehr  geringen  Bemessung 
der  dem  Bauern  zu  überweisenden  Flächen  entwickelte  sich 
natürlicherweise  die  Abhängigkeit  der  Bauern  von  dem 
grundherrlichen  Land.  Nicht  nur,  daß  das  Ackerland  für 
eine  rationelle  Bewirtschaftung  unzulänglich  war,  vor  allem 
wurden  die  für  die  Haltung  von  Vieh  notwendigen  Wiesen 
und  Weiden  sehr  eingeschränkt.  Der  Bauer  bedurfte  des 
Viehes  für  seine  und  seines  Grundherrn  Wirtschaft,  konnte 
es  aber  auf  eigenem  Lande  nicht  ernähren;  je  mehr  die 
Getreidekultur  sich  ausdehnte,  desto  schwieriger  war  es  für 
ihn,  Land  für  Beweidung  vom  Grundbesitzer  zu  bekommen. 
Alles  wurde  umgebrochen,  um  durch  Weizen  möglichst  viel 
zu  gewinnen.  Daher  war  der  Bauer,  um  sich  Land  zu 
sichern,  gezwungen,  seine  Arbeitskraft  dem  Grundherrn  ab-; 
zutreten.    Der   Preis    der   Bodenfläche,    der   in  Arbeits- 
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leistungen  ausgedrückt  war,  wurde  immer  höher,  so  daß  auf 
diese  Weise  für  den  Bauer  eine  neue  drückende  Abhängig- 
keit entstand.  „Der  Gutsherr  war  befugt^  die  böswilligen 
Bauern  auszuweisen,  desgleichen  die  Bauern,  die  auf  dem 
2/3  des  Gutes  nicht  Platz  fanden  und  die  sich  mit  weniger 
Land  nicht  begnügen  wollten"  i).  Als  Gegenleistung  für 
das  überlassene  Land  hatten  die  Bauern  folgende  Verpflich- 
tungen dem  Gutsherrn  gegenüber:  1.  Sie  mußten  dem  Guts- 
herrn oder  Pächter  von  den  Erträgen  des  Bodens  inkl. 
Weingärten  den  Zehnten  geben,  nur  das  Haus-  und  Garten- 
land war  abgabefrei.  2.  Sie  hatten  neben  anderen  kleinen 
Verpflichtungen  12  Tage  Frohndienste  zu  leisten,  sowohl 
mit  eigener  Hand  wie  mit  ihrem  Gespann.  Die  Frohntage 
wurden  in  einer  bestimmten  Menge  verschiedenartiger  Ar- 
beiten —  Pflügen,  Hacken,  Mähen,  Ernten,  Fahren  —  die 
je  nach  der  Spannfähigkeit  der  Bauern  verschieden  groß 
waren,  ausgedrückt.  Durch  dieses  Verfahren  erreichte  man 
im  Verhältnis  zu  der  früheren  Zeit  eine  starke  Vermehrung 
der  Arbeitstage;  denn  die  für  12  Tage  berechneten  Arbeiten 
erforderten  bisweilen  72  Arbeitstage.  Sprichwörtlich  wurde 
unter  den  Bauern,  daß  der  Tag  so  lang  wie  ein  Monat  wäre. 
3.  Die  Dorfgemeinschaft  wurde  verpflichtet  in  der  Moldau 
von  10  Familien  1  Mann,  in  der  Walachei  von  100  Familien 
4  Mann  dem  Grundherrn  für  häusliche  Dienäte  zu  stellen. 
Konnte  der  Grundherr  die  Frohnarbeitstage  nicht  ver- 
wenden, so  waren  die  Bauern  verpflichtet  nach  gewisser 
Vereinbarung  der  Preise  der  Arbeitsleistungen,  an  ihre  Stelle, 
Geld  zu  bezahlen. 

Für  häusliche  Zwecke  war  den  Bauern  erlaubt,  Holz 
aus  den  Wäldern  zu  holen,  in  jedem  anderen  Fall  mußten 
Vereinbarungen  mit  dem  Eigentümer  getroffen  werden. 

1)  D.  lonescu,  Die  Agrarverfassung  Rumäniens,  S.  24. 
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Sämtliche  Bannrechte  waren  mit  dem  Eigentumsrecht 
verbunden. 

Kurz  zusammengefaßt  kann  man  sagen,  daß  das  Regle- 
ment Organique  die  Grundherren  für  Eigentümer  des  ganzen 
Landes  erklärte,  und  zwar  hatten  sie  unumschränkt  freies 
Eigentum  auf  ^3  ihrer  Besitzungen,  und  Eigentum,  gebunden 
an  die  Nutznießung  durch  die  Bauern,  an  "^j^  ihrer  Besitz- 
ungen. Der  Bauer  wurde  dementsprechend  seiner  sämtlichen 
früheren,  auf  dem  rumänischen  Rechte  begründeten  Eigentums- 
rechte beraubt,  und  als  Belohnung  dafür  wurden  seine  jähr- 
lichen Leistungen  dem  Grundherrn  gegenüber  noch  drücken- 
der gestaltet. 

Aus  der  Umrechnung  der  verschiedenen  Leistungen 
in  Geld  ergibt  sich,  daß  in  der  Moldau  der  Bauer,  der 
4  Ochsen  besaß,  35  Lei  für  eine  falce  (1,5  ha)  Land  zu 
bezahlen  hatte;  der  Bauer  der  keine  Ochsen  hatte,  mußte 
57  Lei  für  eine  falce  Land  bezahlen. 

Wir  sehen  also,  daß  der  Bauer,  je  ärmer  er  war,  desto 
mehr  ausgebeutet  wurde,  und  wobei  zu  berücksichtigen  ist, 
daß  der  durchschnittliche  Pachtpreis  für  eine  falce  Land 
15  Lei  betrug  und  ein  Leu  den  Wert  von  0,37  Frcs.  hatte. 

Diese  neue  Bedrückung  der  Bauern  erschien  sogar  dem 
russischen  Stadthalter  Graf  Kis seien  unerträglich.  Seine 
Bemühungen,  diesen  durch  das  Reglement  Organique  be- 
dingten Zustand  zu  erleichtern,  blieben  infolge  des  Wider- 
standes der  allmächtigen  Bojaren  erfolglos.  Unzufriedenheit 
und  Unruhe  der  Bauern  w^aren  die  notwendigen  Folgen. 
Trotzdem  ließen  sich  die  Bojaren  nicht  einschüchtern  und 
gingen  mit  ihren  Forderungen  noch  w^eiter.  Es  genügte 
nicht,  daß  der  Bauer  bei  Erfüllung  seiner  Arbeiten  geschunden 
und  geplündert  wurde  und  daß  er  einer  unmenschlichen 
Behandlung  unterworfen  war,  sie  wollten  noch  mehr  erreichen. 

4 
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Laut  wurde  ihr  Verlangen,  das  letzte  Recht  der  Bauern  auf 
die  Nutznießung  einer  für  seine  Existenz  notwendigen  Boden- 
fläche zu  beseitigen.  Der  Grundherr  sollte  unumschränkter 
Eigentümer  des  ganzen  Grund  und  Bodens  werden,  der 
Bauer  unumschränkter  Eigentümer  seiner  Person  und  seiner 
Arbeit. 

Das  Revolutionsjahr  1848  brachte  für  die  rumänische 
Agrarfrage  keine  Besserung,  obwohl  anfangs  die  provisorische 
Regierung  den  Bauern  das  Eigentumsrecht  auf  einer  be- 
stimmten Bodenfläche  versprach. 

Die  neu  eingesetzten  einheimischen  Fürsten,  Ghica 
in  der  Moldau  und  Stirbey  in  der  Walachei,  beschäftigten 
sich  auch  mit  der  Regelung  der  ländlichen  Verhältnisse. 
In  der  Moldau  wurde  der  Zehnte  aufgehoben,  so  daß  der 
Bauer  für  die  ihm  überwiesene  Fläche  nur  noch  Frohnarbeit 
und  Geschenke  —  plocoane  —  leistete;  in  der  Walachei 
wurde  die  den  Bauern  zu  überlassende  Fläche  vergrößert 
und  die  Erfüllung  der  Arbeitsleistungen  erleichtert;  im  all- 
gemeinen blieb  trotzdem  die  Lage  der  Bauern  die  alte. 

Allmählich  war  die  Zeit  gekommen,  wo  eine  Änderung 
der  bestehenden  Verhältnisse  als  geboten  erschien.  Unter 
dem  Einfluß  der  liberalen  Strömungen,  die  sich  im  Jahre 
1848  über  ganz  Europa  verbreiteten,  und  unter  der  Führung 
einer  fortschrittlich  gesinnten  rumänischen  Jugend,  die  im 
Geiste  der  französischen  Kultur  aufgewachsen  war,  vollzog 
sich  ein  Umschwung  der  herrschenden  Anschauungen,  und 
die  endgültige  Regelung  der  Agrarfrage  wurde  in  den  Vorder- 
grund gerückt. 

Die  Beratungen  in  Landesversammlungen  und  die  vielen 
Verhandlungen  der  für  diesen  Zweck  eingesetzten  Zentral- 
kommission führten  zu  keiner  befriedigenden  Lösung.  In 
dieser  Zeit  erfolgte  die  Vereinigung  der  beiden  Fürstentümer 
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(1859)  unter  Alexander  Cuza.  Sie  wurde  für  die  Lösung 
der  Agrarfrage  entscheidend.  Da  aber  die  Bauernbefreiung, 
die  Ablösung  und  die  Verleihung  von  Eigentum  an  den 
Bauern  infolge  des  Widerstandes  der  Grundbesitzer  und 
Konservativen  auf  friedlichem  Wege  nicht  erzielt  werden 
konnte,  so  blieb  nichts  anderes  übrig  als  sie  durch  einen 
Staatsstreich  durchzuführen. 

Unter  dem  Einfluß  des  hochbegabten  Kogalniceanu  ent- 
schloß sich  der  Fürst  Cuza,  dem  die  Ablösung  und  das 
Eigentümerwerden  der  Bauern  am  Herzen  lagen,  zu  der 
Auflösung  der  gesetzgebenden  Körperschaften  und  zu  der 
Durchführung  der  Reform.  Er  erließ  alsdann  aus  eigener 
Macht  das  durch  Kogalniceanu  ausgearbeitete  Agrargesetz 
im  Jahre  1864. 

Diese  Gesetzgebung  bildet  den  Schlußstein  der  Ent- 
wicklung des  Grundeigentums  in  Rumänien.  Durch  sie 
wurden  sowohl  Grundherr  wie  Bauern  von  jeder  Verpflichtung 
befreit,  und  beide  wurden  zum  unumschränkten  Eigentümer 
ihres  Grund  und  Bodens  proklamiert. 


II.  Das  Agrargesetz  von  1864. 

Bauernbefreiung  und  bäuerliches  Eigentum. 

Dieses  in  Rumänien  so  spät  verwirklichte  Gesetz  bildet 
die  bedeutendste  Tat  der  Agrargeschichte  des  Landes.  Die 
freien  Bauern  und  ihr  freies  Land,  welche  im  Laufe  der 
Jahrhunderte  durch  das  Aufkommen  einer  Grundherrn-  resp. 
Grundeigentümerklasse,  die  sich  aus  ihnen  entwickelt  hat, 
zur  Unfreiheit  und  Eigentumslosigkeit  geführt  worden  waren, 

werden  durch  dieses  Gesetz  von  neuem  geschaffen. 

4* 
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Es  soll  dies  nicht  so  verstanden  werden,  daß  das  frühere 
rumänische  Recht  wieder  aufgekommen  ist  und  dadurch  den 
Bauern  ihr  früheres  Eigentum  und  ihre  frühere  Freiheit  ge- 
sichert wurde.  Die  Bauern  wurden  jedoch  gesetzlich  von 
allen  Verpflichtungen  dem  Gutsherrn  gegenüber  befreit  und 
wurde  ihnen  das  Eigentumsrecht  an  dem  von  ihnen  benutzten 
Boden  verliehen. 

Damit  aber  wurde  die  Abhängigkeit  der  Bauern  nicht 
abgeschafft;  diese  besteht  noch  heute  weiter,  sogar  in  un- 
erträglichem Maße. 

Der  Bauer  wurde  durch  dieses  Gesetz  zum  Eigentümer 
des  in  seinem  Besitz  befindlichen  Bodens  erklärt;  die  Frohn- 
arbeit  wurde  für  ewig  abgelöst.  Dasselbe  geschah  auch 
mit  dem  Zehnten  und  allen  anderen  Verbindlichkeiten  der 
Bauern.  Als  Entschädigung  für  die  Befreiung  von  der 
Frohnarbeit  und  den  übrigen  Lasten  hatten  die  Bauern, 
je  nach  der  Spannfähigkeit  und  der  Gegend,  folgende  Summen 
zu  zahlen : 

In  den  Gebirgsdistrikten  ^     ....       r  j 
Moldans  ^™  übrigen  Lande 

im  ganzen    jährlich  im  ganzen  jährlich 

a)  Bauern  mit  4  Ochsen    .  398,52  Fr.  34,91  Fr.  563,43  Fr.  49,26  Fr. 

b)  „       „    2     „         .  308,20  „    27,06  „    425,37  „    37,26  „ 

c)  Nichtspannfähige  Bauern  209,20  „     19,22  „    302,22  „    26,48  „ 

Die  Bezahlung  dieser  Geldsummen  und  der  Zinsen  war 
auf  15  Jahre  verteilt.  Die  Zahlungen  wurden  durch  die 
Steuerbehörde  gleichzeitig  mit  den  Steuern  eingetrieben.  Die 
Gutsherren  wurden  durch  10  ^/o  ige  Staatsobligationen  ent- 
schädigt. Mit  der  Liquidierung  der  Staatsschuld,  die  durch 
jährliche  Auslosung  der  Obligationen  geschah,  wurde  eine 
Zentralkommission  beauftragt.  Die  erforderlichen  Geldsummen 
stammen  aus  den  Entschädigungsgeldern  der  Bauern,  aus 
dem  Verkauf  der  Reservevorräte  der  Dörfer  an  Mais  und 
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aus  den  Summen,  die  durch  den  Verkauf  der  Staatsdomänen 
erzielt  wurden. 

Was  die  Verleihung  des  Eigentumsrechtes  an  Grund 
und  Boden  anbetrifft,  so  war  auch  in  diesem  Gesetz  die 
Bestimmung  der  früheren  Gesetzgebung,  daß  das  ßauern- 
land  nie  des  Grundherrnlandes  überschreiten  solle.  Die 
Frohnbauern,  denen  auf  die  Ys  des  Gutes  kein  Land  zuge- 
teilt werden  konnte,  und  die  Neuvermählten  sollen  auf 
Staatsgütern  angesiedelt  werden.  Die  Größe  des  Landes, 
auf  das  der  Bauer  Anrecht  hatte,  blieb  fast  die  des  Reglement 
Organique.  Er  wurde  also  im  wesentlichen  Eigentümer  der 
durch  das  Reglement  Organique  festgesetzten  Flächen.  Diese 
waren  verschieden  in  der  Moldau  und  Walachei,  je  nach 
der  Spannfähigkeit  der  Bauern;  nämlich: 

In  der  Walachei  In  der  Moldau 
Der  Bauer  mit  4  Ochsen     .    .    5,51  ha  7,88  ha 

,,  2      „         ,    .    8,90  „  5,72  „ 

Der  nichtspann fähige  Bauer     .    2,31  3,58  ,, 

Abgesehen  von  diesem  Acker-  und  Weideland  erhielt 
der  Bauer  als  Eigentum  noch  Garten-  und  Hausland.  Land- 
bewohner, die  keine  Landwirte  waren,  Witwen  usw.  bekamen 
nur  Haus-  und  Gartenland.  Das  Gesetz  bestimmt  gleichfalls, 
daß  sämtliche  Bannrechte  der  Grundherren  abgeschafft  werden. 
Das  Recht  der  Bauern,  Holz  für  häusliche  Bedürfnisse  aus 
den  Wäldern  zu  holen,  blieb  bestehen;  nach  15  Jahren 
sollten  die  Grundherren  die  Aufhebung  dieser  Servitut  be- 
antragen können.  Das  Eigentumsrecht  der  Bauern  wurde 
insofern  für  30  Jahre  lang  Beschränkungen  unterworfen, 
als  diese  ihr  Land  nur  an  einen  anderen  Bauern  oder  an 
die  Gemeinde  veräußern  oder  hypothekarisch  belasten  durften. 

Staatsingenieure  sollten  das  Bauernland  vermessen  und 
abgrenzen.     Bei  Vorhandensein  von  zerstreuten  Parzellen 
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sollte  Verkoppelung  stattfinden.  Neben  diesen  Bestimmungen 
sind  noch  solche  getroffen  worden,  die  den  Verkauf  von 
Land  ans  den  Staatsgütern  und  den  Besitz  der  Baulichkeiten 
im  Dorfe  regeln. 

Der  Staat  besaß  infolge  der  Säkularisation  der  Kloster- 
güter (1863)  einen  großen  Grundbesitz,  ziemlich  ein  Fünftel 
des  ganzen  Staatsterritoriums.  Er  sollte  sowohl  für  die 
Bildung  von  Bauerngütern  verwendet  werden,  wie  auch  dazu, 
der  Liquid ationskasse  im  Notfall  Geld  zu  verschaffen.  Aus 
diesem  Grunde  wurde  verordnet,  daß  die  Grundherren  gegen 
die  erhaltenen  Staatsobligationen  größere  Flächen  Land,  bis 
zu  250  ha,  bekommen  könnten.  Dadurch  wurde  den  Grund- 
herren die  Möglichkeit  gegeben,  den  durch  die  Agrarreform 
verkleinerten  Besitz  von  neuem  zu  vergrößern. 

Sämtliche  Gutsgebäude,  Mühlen,  Dämme,  Teiche,  Schank- 
wirtschaften wurden  dem  Gutsbesitzer  als  Eigentum  zuer- 
kannt; Kirchen,  Friedhöfe,  Schulen,  Kirchenland,  Straßen 
usw.  blieben  Eigentum  der  betreffenden  Landgemeinden; 
die  Viehtränken  konnten  auch  von  dem  Bauernvieh  be- 
nutzt werden. 

Aus  diesen  Grundzügen  des  Gesetzes  kann  man  ohne 
weiteres  seine  Folgen  und  Wirkungen  beurteilen.  Sie  sind 
zweierlei  Art.  Erstens  solche,  die  im  Gesetz  selbst  ihren 
Ursprung  haben  und  zweitens  solche,  die  durch  die  un- 
zweckmäßige Anwendung  des  Gesetzes  entstanden  sind. 

Was  die  ersten  anbetrifft,  so  ergeben  sie  sich  aus  den 
zwei  Hauptbestimmungen  des  Gesetzes:  Verleihung  von 
Eigentum  und  Ablösung  von  der  Frohnarheit  und  den  übrigen 
Lasten.  Das  Gesetz  von  1864  erhält  aufrecht  die  ganz  ge- 
ringe Landfläche,  die  dem  Bauern  das  Reglement  Organique 
zuwies.    Dadurch  wurde  für  ewig  das  Eigentumsrecht  der 
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Bauern  auf  diese  für  den  rumänischen  Bauernbetrieb  un- 
genügenden Fläche  beschränkt. 

Die  unumgänglichen  Folgen  waren,  daß  der  Bauer  sowohl 
Ackerland  wie  besonders  Weide  vom  Grundbesitzer  zupachten 
mußte.  Dabei  mußte  die  Viehhaltung  abnehmen;  denn  der 
Grundherr  behielt  bei  dem  gewinnbringenden  Getreidebau 
nur  wenig  Flächen  zur  Weide  zurück.  Er  hatte  sie  auch 
für  sich  nicht  notwendig,  denn  Vieh  brauchte  und  hatte  er 
nicht.  Das  Bauernvieh  und  der  Bauer  selbst  wurden  ge- 
rade durch  diese  Notwendigkeit,  Land  vom  Grundbesitzer 
zu  pachten,  die  einzigen  Arbeitskräfte  des  gutsherrlichen 
Betriebes. 

Im  Unterschied  von  der  früheren  Gesetzgebung  be- 
wirkt dieses  Gesetz  eine  starke  Verkleinerung  des  Bauern- 
landes. Früher  war  der  Frohnbauer  nur  Nutznießer,  und 
der  Grundherr  war  verpflichtet  für  jeden,  d.  h.  auch  für 
die  Neuvermählten,  in  den  Grenzen  von  Gutes  Land 

zu  überlassen.  Von  jetzt  an  ist  der  Bauer  Eigentümer  auf 
seinem  Land,  hat  mit  dem  Grundherrn  daher  nichts  mehr 
zu  tun,  aber  er  muß  infolgedessen  seine  verheirateten  Söhne, 
solange  diese  auf  Staatsgütern  Land  nicht  bekommen  können 
oder  nicht  nehmen  wollen,  auf  seiner  Grundfläche  mit  er- 
nähren, so  daß  ihm  nur  sehr  wenig  Land  zu  eigener  Be- 
nutzung übrig  blieb.  Die  in  Rumänien  bestehende  gleiche 
Realteilung  zwischen  den  Erben  und  die  starke  Bevölkerungs- 
zunahme hat  bewirkt,  daß  viele  Bauerngüter  im  Zeitraum 
von  wenigen  Jahrzehnten  vollständig  ungenügend  für  die 
Erhaltung  ihrer  Besitzer  wurden.  Das  entstandene  Bedürfnis 
nach  Pachtland  war  hierdurch  immer  größer,  die  freien  Ver- 
einbarungen zwischen  Grundherren  und  Bauern  verwandeln 
sich  durch  das  steigende  Bedürfnis  nach  Grund  und  Boden 
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in  gezwungene,  die  die  Hauptausbeutung  seitens  der  Grund- 
herren darstellen.  Wenige  Jahre  nach  dem  Gesetz  von  1864, 
welches  ausdrücklich  besagt,  daß  die  Frohnarbeit  für  immer 
abgeschafft  sei  und  das  die  Vereinbarungen  zwischen  Grund- 
herren und  Bauern  frei  nach  dem  gemeinen  Recht  zu  treffen 
sind,  erwies  sich  schon  die  Notwendigkeit,  die  freien  Ver- 
einbarungen der  gesetzlichen  Regelung  zu  unterwerfen.  Den 
Anfang  machte  das  Gesetz  von  1866;  1872  wurde  der  Bauer 
durch  Militär  gezwungen,  seinen  Arbeitsverpflichtimgen  nachf 
zukommen  (manu  militari);  1882  ist  dies  aufgehoben,  ek 
folgt  nachher  das  Gesetz  von  1893  und  endlich  das  Gesetz 
von  1907,  dessen  Besprechung  in  einem  anderen  Abschnitt; 
erfolgen  wird.  Die  Ablösung  der  Frohnarbeit  und  der  übrigen 
Lasten  der  Bauern  kam  gegen  Entschädigung  zustande.  \ 
Dadurch  wurde  die  bäuerliche  Arbeitskraft  befreit,  aber 
auch  nur  für  kurze  Dauer.  Die  Ablösungssumme  wurde 
im  Verhältnis  zu  den  Leistungen  und  Mitteln  der  Bauern 
viel  zu  hoch  bemessen  und  die  Amortisationsdauer  war  viel 
zu  kurz.  Es  genügte  ein  schlechtes  Erntejahr,  den  Bauern 
die  Erfüllung  ihrer  Verpflichtungen  unmöglich  zu  machen, 
ünglückhcherweise  brachte  schon  das  nächste  Jahr  Mißernte. 
Die  Steuerbehörde  hatte  das  nicht  zu  berücksichtigen,  sie 
wollte  ihr  Geld  haben,  daher  war  der  Bauer  notgedrungen 
auf  die  Hilfe  des  Gutsbesitzers  angewiesen.  Dieser  war. 
durch  die  befreiende  Gesetzgebung  den  Bauern  gegenüber  un- 
freundlich gestimmt,  so  daß  er  ihnen  nur  unter  sehr  schwierigen 
Bedingungen  Hilfe  leistete. 

Das  war  der  zweite  Grund,  der  genau  so  wie  der  erste 
dazu  führte,  den  Bauern  an  den  Grundbesitzer  zu  binden 
und  seine  Arbeitskräfte  gegen  spottbilliges  Geld  diesem  zu 
verkaufen. 
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Auch  die  Durchführung  des  Gesetzes  war  eine  mangel- 
hafte, so  daß  viele  gute  Bestimmungen  bis  heute  nicht  er- 
füllt sind. 

In  jeder  Hinsicht  wurden  die  Anordnungen  des  Gesetzes 
vernachlässigt  und  den  Wünschen  der  Grundbesitzer  ent- 
sprechend gestaltet.  Es  lag  im  Interesse  der  Grundherrn, 
den  schlechtesten^  unbrauchbarsten  Boden  den  Bauern  ab- 
zugeben; sie  führten  das  auch  durch,  und  so  findet  man 
heute  ziemlich  überall  das  Bauernland,  besonders  die  Weide, 
in  der  schlechtesten  Lage  und  auf  dem  schlechtesten  Boden. 
So  sind  z.  B.  Weideflächen  steinige,  sandige  Abhänge  und 
Hügel,  die  kein  Gras  oder  nur  minderwertiges  tragen.  Sehr 
oft  trifft  es  sich,  daß  das  Bauernvieh  über  das  Herrschafts- 
land zur  Tränke  geführt  werden  muß  und  daß  die  Weide 
weit  abgelegen  von  der  Viehtränke  ist.  Das  wußten  die 
Grundbesitzer  und  Pächter  zu  einer  Ertragsquelle  zu  machen, 
indem  die  Bauern  Abgaben  und  oft  Entschädigung  in  Geld 
oder  Arbeit  dafür  leisten  mußten.  Manche  Grundbesitzer 
setzten  es  durch,  daß  sie  die  Teiche,  Viehtränken  und 
Quellen  für  sich  behielten  und  auf  diese  Weise  den  Bauern 
besser  ausnutzen  konnten.  An  Ackerboden  erhielten  die 
Bauern  den  am  wenigsten  produktiven  und  am  meisten  aus- 
gebeuteten, was  mit  eine  Ursache  der  geringen  Produktion 
des  Kleinbetriebes  bildet.  Oft  liegt  das  Bauernland  weit 
entfernt  vom  Dorfe,  was  neben  Zeitverlust,  schlechter  Be- 
arbeitung und  Beaufsichtigung,  verschiedentlich  Abgaben 
dem  Grundherrn  gegenüber  mit  sich  brachte,  weil  Herr- 
schaftswege zum  Fahren  und  Gehen  benutzt  werden  mußten. 

Viele  Bauern  wurden  in  die  Eigentümerrollen  einge- 
tragen, ohne  daß  ihnen  Land  zugeteilt  wurde.  Auch  be- 
nutzten die  Grundherren  alle  Mittel,  um  noch  weniger  Land 
abzugeben  als  durch  das  Gesetz  vorgeschrieben  war. 
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Sämtliche  Artikel  der  Gesetzgebung  betreffs  der  Ver- 
koppeliiDg,  Vermessung  und  Abgrenzung  des  Bauernlandes, 
der  Fixierung  der  Weiden-  und  Wiesenflächen,  der  Wald- 
rechte der  Bauern  usw.  sind  großenteils  bis  zum  heutigen 
Tage  nicht  in  Erfüllung  gegangen. 

Der  bekannte  Geschichtsforscher  R.  Rosetti  schreibt 
über  die  Durchführung  des  Gesetzes:  „In  vielen  Gegenden 
sind  die  Plünderungen,  zu  welchen  die  Bauern  durch  un- 
menschliche Pächter  gezwungen  werden,  möglich  nur  infolge 
der  Art,  in  welches  das  Agrargesetz  von  1864  durchgeführt 
wurde" 

Zum  Schlüsse  wollen  wir  noch  einmal  betrachten,  in- 
wieweit und  wie  durch  dieses  Gesetz  die  Lage  der  Grund- 
herren und  Bauern  verändert  wurde. 

Abgesehen  von  der  Geldentschädigung  für  die  Frohn- 
arbeit  erschien  dem  Grundherrn  die  Abschaffung  der  Frohn- 
arbeit  viel  wichtiger  und  unvorteilhafter  als  die  Verleihung 
von  Eigentum.  Mit  dem  Gedanken  der  ewigen  Benutzung 
von  höchstens  Ys  seines  Gutes  durch  die  Bauern  war  er 
bekannt  und  gezwungen  einverstanden.  Für  ihn  war  es 
also  ziemlich  einerlei^  ob  die  Bauern  Nutznießer  oder  Eigen- 
tüuier  dieses  Landes  waren.  Seine  große  Sorge  war,  daß, 
wenn  der  Bauer  Eigentümer  wurde,  er  von  ihm  nicht  mehr 
ausgenutzt  werden  konnte.  Als  Eigentümer,  frei  von  Frohn- 
pflicht,  konnte  er  zu  keiner  Arbeit  mehr  gezwungen  werden, 
und  so  hatte  der  Grundherr  nicht  mehr  die  nötigen  billigen 
Arbeitskräfte.  Nicht  viel  Zeit  war  verstrichen,  und  gerade 
das  Gegenteil  kam  zustande.    Wir  haben  gezeigt,  wodurch 


1)  R.  Rosetti,  Pentru  ce  s'an  rasculat  taraui,  S.  413. 
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das  Gesetz  eine  neue  weit  schlimmere  Abhängigkeit  der 
Bauern  herbeiführte;  der  Großgrundbesitz  konnte  sich  er- 
halten und  gedeihen  nur  durch  die  Folgen  dieses  Gesetzes, 
so  daß  viele  Großgrundbesitzer  statt  in  ihm  eine  widerrecht- 
liche Aneignung  ihrer  Eigentümerrechte  zu  erblicken,  es  als 
eine  große  Wohltat  begrüßen  können.  Für  die  Grund- 
besitzer wurde  das  Gesetz  auch  dadurch  von  Bedeutung 
daß  es  den  Grundbesitzer  zum  unumschränkten  Eigentümer 
im  Sinne  des  römischen  Rechtes  machte.  Von  jetzt  an 
konnte  sein  Besitz  nicht  mehr  angetastet  werden,  der  Bauer 
erhielt  das  Eigentum  in  den  Grenzen  der  ^3  ^^s  Gutes 
gemäß  der  früheren  Gesetzgebung.  Hier  wurde  eines  über- 
sehen, was  von  schwerwiegender  Bedeutung  wurde.  Die 
frühere  Gesetzgebung  (1805 — 1864)  gab  den  Bauern  ein 
Recht  auf  <^gs  Gutes,  so  daß  der  Grundherr  verpflichtet 
war,  jedem  im  Dorfe  wohnenden  Bauern  bis  zur  Erreichung 
dieser  '^j^  Land  abzugeben.  Das  Gesetz  von  1864  unter- 
läßt es,  die  Bestimmung  zu  treffen,  daß  der  Grundherr  die 
vollen  ^y'g  (ies  Gutes  abzugeben  hat,  es  bestimmt  nur,  daß 
der  Grundherr  verpflichtet  ist  in  den  Grenzen  von 
Gutes  den  in  der  Zeit  im  Dorfe  wohnenden  Bauern  eine 
gewisse  festgesetzte  Fläche  abzugeben. 

In  der  Tat  waren  in  den  meisten  Fällen,  um  die 
Bauern  mit  Eigentumsland  auszustatten,  viel  weniger  als  Ys 
des  Gutes  erforderlich,  so  daß  der  Grundeigentümer  ge- 
wöhnlich viel  mehr  als  Ys        absolutes  Eigentum  behielt. 

Dies  ist  eine  große  für  immer  feststehende  Benach- 
teiligung der  Bauern  gegenüber  der  früheren  Gesetzgebung. 
Das  Befreiungsgesetz  von  1864  gereicht  also  den  Grund- 
besitzern zum  großen  Vorteil,  denn  in  einer  anderen  Zeit 
konnte  entweder  das  rumänische  Recht  zur  Grundlage  der 
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Gesetzgebung  genommen  werden  oder  den  Bauern  mindestens 
2/3  des  Grundherrnlandes  als  Eigentum  verschafft  werden. 

Die  Lage  des  Bauern  hat  sich  nur  insoweit  verändert, 
als  er  sich  Eigentümer  der  kleinen  Bodenfiäche,  die  er  als 
Erbpächter  gegen  Frohnarbeit  und  Zehnten  unter  der  früheren 
Gesetzgebung  bewirtschaftete,  nennen  konnte.  Dafür  aber 
sind  die  Vereinbarungen  mit  dem  Grundbesitzer,  um  not- 
wendiges Land  dazu  zu  pachten,  um  so  drückender  geworden. 
Das  gegenseitige  Interesse,  die  gegenseitigen  Rechte  und 
Verpflichtungen,  mit  denen  beide  in  der  Frohnzeit  ver- 
bunden waren,  sind  verschwunden  und  an  deren  Stelle  sind 
nur  Interessen  und  Rechte  der  Grundherren  und  nur  Ver- 
pflichtungen der  Bauern  getreten. 

Früher  hatte  der  Bauer  eine  bestimmte  Zahl  von 
Arbeitstagen  zu  leisten,  jetzt  aber  genügte  die  Arbeit  eines 
ganzen  Jahres  nicht  meiir,  um  seine  Verpflichtungen  abzu- 
lösen, oft,  sehr  oft  ist  er  jahrelang  der  Sklave  seines  Grund- 
herrn oder  Pächters. 

Durch  die  landwirtschaftlichen  Verträge  ist  die  ganze 
Arbeitski-aft  und  der  ganze  Fleiß  der  Bauern  das  Gemeingut 
des  Großgrundbesitzes  geworden  und  es  sind  leider  selten 
Großgrundbesitzer  zu  finden,  die  die  Förderung  ihrer  Inter- 
essen nicht  in  Elend,  Unglück  und  Ausbeutung  der  Bauern 
erblicken,  sondern  in  ihrer  guten  Lage  und  in  der  Gemein- 
samkeit der  Interessen  beider. 

Das  Ergebnis  des  Gesetzes  in  Hinsicht  der  Verleihung 
von  Eigentum  an  den  Frohnbauern  ist  folgendes  i): 


1)  Die  Zahlen  stammen  aus  der  Arbeit  des  Herrn  Dr.  Creanga 
Grundbesitzverteilung  und  Bauernfrage  in  Rumänien,  Bd.  I,  wo  näheres 
zu  finden  ist. 
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151  725  Bauern  oder    32,43  7o  ^^^f  ^^n  Staatsdomänen  in 

Besitz  gesetzte 

316  115  Bauern  oder    67,57  "/„  auf  den  Privatgütern  in  Be- 
sitz gesetzte 

Im  ganzen :  467  840  Bauern  oder  100 7o 

Die  diesen  bewilligten  Flächen  betrugen: 

517  976,5  ha  oder    32,39  7o  aus  den  Staatsdomänen 
1  194  281,7    „      „      67,61 7o  aus  Privatgütern 

Zusammen:    1  712  258,2  ha  oder  lOOV^ 

Wie  wir  schon  hervorgehoben  haben,  haben  sowohl  eine 
gewisse  Anzahl  Frohnbauern  kein  Land  erhalten,  wie  be- 
sonders die  Neuvermählten,  die  auf  den  Staatsdomänen  an- 
gesiedelt werden  sollten. 

Die  innere  Kolonisationspolitik  des  Staates  war  nament- 
lich in  ihren  xA.nfängen  eine  recht  unzweckmäßige.  Durch 
die  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1864  betreffs  der 
Jungverheirateten  wurden  48  342  Bauern  Eigentümer  auf 
228  329  ha  der  Staatsdomänen.  Von  da  an  bis  zum  Jahre 
1889  •  sind  durch  verschiedene  Gesetze  von  den  Staats- 
gütern an  Bauern  etwas  über  31  ODO  ha  Land  verkauft 
worden,  dagegen  sind  ziemlich  155  000  ha  Land  in  großen 
Komplexen  an  Kauflustige  abgegeben  worden. 

Das  Ansiedelungsgesetz  des  Jahres  1889,  welches  den 
Bauernaufständen  (1888)  folgte,  hat  einen  bedeutenden 
Erfolg  gehabt.  Ihm  zufolge  wurden  auf  Staatsdomänen 
auf  Parzellen  von  je  5  ha  105  165  Personen  mit  insgesamt 
526  233  ha  als  Eigentümer  gesetzt.  Außerdem  sind  durch 
dasselbe  Gesetz  eine  kleine  Anzahl  Bauern  Eigentümer  von 
Parzellen  von  10  und  25  ha  geworden. 

Im  großen  und  ganzen  wird  allerseits  das  Urteil  be- 
stätigt, daß  der  Staat  in  seiner  Kolonisationspolitik  sehr 
gewissenlos  vorging.    Das  einzige,  worauf  es  ihm  ankam, 
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war,  dem  Bauern  ein  Stück  Land  zu  verkaufen,  ohne  jede 
Rücksicht  auf  die  Person  und  seine  Fähigkeiten  und  ohne 
sich  um  das  weitere  Schicksal  der  Angesiedelten  zu  kümmern. 

Die  mit  der  Kolonisation  betrauten  Kommissionen 
waren  dieser  Aufgabe  nicht  gewachsen;  ihnen  ist  die 
Schuld  zuzuschreiben,  daß  so  viele  Mißstände  bei  dieser 
Gelegenheit  zutage  getreten  sind.  Zigeuner,  Gutsangestellte, 
Leute  ohne  jede  landwirtschaftliche  Bildung  wurden  zu 
Eigentümern  gemacht,  viele  haben  sich  bis  heute  auf  ihrem 
Eigentum  nicht  angesiedelt,  und  so  kommt  es  vor,  daß 
massenhaft  Parzellen  verpachtet  sind.  Die  Ankaufspreise 
wurden  ohne  jede  Berechnung  festgesetzt,  es  kam  nur  darauf 
an,  möglichst  viel  Geld  zu  bekommen.  Selbstverständlich 
litten  darunter  die  Bauern,  viele  konnten  aus  dem  Boden 
nicht  ihre  Nahrung,  geschweige  die  Rentenzahlungen,  heraus- 
wirtschaften. 

Der  Staat  hat  es  nicht  verstanden,  auf  seinem  Grund- 
besitz eine  Bauernklasse,  die  für  das  ganze  Land  zum  Vor- 
bild dienen  konnte,  zur  Entwicklung  zu  bringen;  er  hat 
seinen  Grundbesitz  verschwendet  und  der  Agrarfrage  keine 
glückliche  Lösung  gegeben. 

Dies  ist  die  Entwicklung  des  ländlichen  Grundeigentums 
in  Rumänien;  die  gegenwärtige  Grundbesitzverteilung  (1907) 
ist  1) : 


1)  Nach  Dr.  Creanga  bearbeitet,  a.  a.  O. 


—    63  - 


Anbaufähiger  Grundbesitz 

Zahl       Prozent-  Flächenrauni  Pro- 

satz  in  ha  zent 

Grundbesitzer  bis  zu  10  ha     .  920  939       95,40  3  153  645  40,29 

von  10-100  ha    38  723        3,9ü  862  800  11,02 

„  100-500,,      3  314        0,41  816  385  10,43 

„  über  500  „      2  017        0,23  2  993  966  38,26 

Im  ganzen:  965  013      100  7  826  796  lÖÖ 

Die  ganze  Waldfläche  mit  geringen  Ausnahmen  gehört 
dem  Staate,  den  Krondomänen,  den  öffentlichen  Anstalten 
und  dem  Großgrundbesitz.  Die  Bauern  haben  also  nur 
einen  sehr  geringen  Anteil,  der  wieder  zum  größten  Teil 
den  Mosneni  und  Razesi  gehört. 


III.  Die  Ursachen  und  die  Entwicklung  des 
Pachtwesens. 

Die  Entwicklung  der  Grundeigentumsverteilung  in  den 
rumänischen  Fürstentümern,  der  Ubergang  vom  Bauern  zum 
Grundherrn  und  Gutsbesitzer,  und  vom  Bauernland  zu  Grund- 
herrenland und  Großgrundbesitz  ist  im  vorigen  Abschnitte 
dargelegt  worden. 

Mit  ihr  im  Zusammenhang  sind  auch  die  Ursachen 
und  die  Entwicklung  des  Pachtwesens  zu  schildern. 

Die  Hauptperioden  dieser  geschichtlichen  Entwicklung 
des  ländlichen  Grundeigentums  bilden  auch  die  Hauptperioden 
der  Entwicklung  des  Pachtwesens. 

Wir  beginnen  mit  der  ersten  Periode  der  Agrar- 
geschichte  unseres  Landes,  d.  h.  mit  der  Zeit,  in  welcher 
das  rumänische  Recht  die  Grundlage  der  ländlichen  Ver- 
hältnisse bildete. 

Solange  das  rumänische  Recht  noch  bestand,  solange 
das  Dorfhaupt  nur  Anspruch  auf  den  Zehnten  der  Ernte 
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und  wenige  Arbeitstage  hatte,  waren  die  Bedingungen  für 
die  Entstehung  der  Pacht  als  landwirtschaftliche  Unter- 
nehmungsform nicht  gegeben.  In  dieser  Zeit  gab  es  nur 
eine  einzige  soziale  Klasse,  die  in  der  Landwirtschaft  auf 
eigenem  Grund  und  Boden  tätig  war  —  die  Bauern;  die 
Landwirtschaft  selbst  befand  sich  auf  der  Stufe  der  Haus- 
wirtschaft. 

Die  Begründung  der  beiden  Fürstentümer  und  die 
Herrschaft  eines  Fürsten  über  das  ganze  moldauische  oder 
walachische  Land  brachte  insoweit  eine  Änderung  der  vor- 
handenen Verhältnisse,  als  aus  den  Dorfhäuptern  allmählich 
der  Landesadel  hervorging  und  dadurch  aus  ihnen  sich  der 
Grundherr  —  Obereigentümer  —  bildete. 

Trotzdem  blieb  vorläufig  das  Recht  der  Bauern  auf 
die  Benutzung  des  Landes  bestehen,  der  Grundherr  konnte 
nur  über  sehr  wenig  eigenen  Grund  und  Boden  —  das  un- 
bewohnte Land  —  verfügen.  Die  folgenden  Jahrhunderte 
waren  für  die  Kräftigung  der  grundherrlichen  Macht  nur 
günstig.  Dank  der  Unterstützung  der  Fürsten  konnten  die 
Grundherren  die  bestehenden  Rechte  der  Bauern  vollkommen 
ihren  Wünschen  und  Ansprüchen  entsprechend  gestalten, 
so  daß  sie  schließlich  die  Hörigkeit  der  größten  Masse  der 
bäuerlichen  Bevölkerung  herbeiführten. 

Diese  Jahrhunderte  sind  also  charakterisiert  durch  die 
Entstehung  und  Stärkung  einer  neuen  sozialen  Klasse  auf 
dem  Lande,  der  Grundherren.  Dies  konnte  sicher  nur  durch 
die  Beeinträchtigung  der  Rechte  der  Bauern  zustande 
kommen.  Obwohl  die  Interessen  dieser  jetzt  sich  gegen- 
überstehenden Klassen,  Grundherren  und  Bauern,  nicht  voll- 
kommen die  gleichen  waren,  so  war  die  bäuerliche  Existenz 
nicht  gefährdet.  Der  Bauer  mußte  die  Freiheit  und  sein 
freies  Eigentum  einbüßen,  er  wurde  an  den  Grundherrn  ge- 
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bunden,  aber  das  erbh'che  Recht,  sich  auf  dem  Grund  und 
Boden  des  Landes  zu  ernähren,  blieb  ihm  trotzdem.  Er 
konnte  so  viel  Boden  bewirtschaften,  als  in  seiner  Kraft 
stand,  der  Grundherr  hatte  kein  persönliches  Eigentum  und 
betrieb  keine  eigene  Landwirtschaft,  der  Bauer  war  nur 
verpflichtet,  diesem  den  Zehnten,  wenige  Frontage  und 
andere  kleine  Abgaben  zu  leisten. 

Daher  findet  man  während  dieser  Jahrhunderte  noch 
immer  nur  die  Bauernwirtschaft;  den  Grundherren  standen 
nur  die  Obereigentümerrechte  und  die  damit  verbundenen 
bäuerlichen  Leistungen  zu. 

Hie  und  da  findet  man  zwar  in  den  Urkunden  des 
17.  und  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  Anmerkungen  über 
verpachtete  Landflächen.  In  diesen  Fällen  handelt  es  sich 
aber  meist  nicht  um  Verpachtung  von  Ackerland  oder  Weide 
—  denn  dem  Grundherrn  standen  damals  nur  wenige  Flächen 
zur  Verfügung  — ,  sondern  um  die  Verpachtung  des  Zehnten, 
des  unbewohnten  Landes  gegen  den  Zehnten  oder  gewöhnlich 
um  die  Verpachtung  der  Bannrechte  der  Grundherren. 

Die  Oberherrschaft  der  Türkei  über  die  beiden  Fürsten- 
tümer beeinflußte  in  hohem  Maße  die  Entwicklung  der  länd- 
lichen Verhältnisse. 

Die  Klasse  der  Grundherren  bildete  den  Landesadel, 
der  in  dieser  Eigenschaft  nicht  mehr  im  Dorfe,  sondern  am 
Hofe  des  Fürsten  seine  Aufgaben  erfüllte.  Viele  Bojaren, 
namentlich  die  großen^  verließen  die  Dörfer,  um  sich  in 
der  Hauptstadt  anzusiedeln  und  so  die  Gunst  des  Fürsten 
zu  gewinnen.  Die  Fürsten  unterstützten  in  jeder  Hinsicht 
die  Bojaren,  denn  nur  durch  diese  konnten  sie  sich  längere 
Zeit  auf  dem  Throne  halten. 

Besonders  unter  den  phanariotischen  Fürsten  vollzog 
sich  eine  verderbliche  Umwandlung  der  Bojarenklasse,  die 
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auch  für  die  ländliehen  YerhältDisse  so  unheilvoll  wurde. 
Statt  der  früheren  im  Kriege  tapferen  und  im  Frieden  dem 
Lande  und  den  Bauern  nützlichen  Bojaren  führte  jetzt  in 
der  Hauptstadt  die  Masse  der  Bojaren  das  faulste  und  un- 
nützeste Leben.  Abgesehen  von  den  Hof-  und  Verwaltungs- 
angelegenheiten, die  ihnen  zur  Erledigung  oblagen,  waren 
sie  zu  nichts  weiter  fähig,  als  ihre  Habsucht  nach  Reich- 
tümern zu  befriedigen  und  ihre  Herrschaft  über  Land  und 
Bauern  möglichst  auszudehnen. 

Während  dieser  Zeit  bildete  sich  auf  dem  Lande  die 
Oligarchie  der  Bojaren  aus.  Ihr  einziges  Streben  war, 
möglichst  viel  Land  und  möglichst  viele  zusammengelegene 
Dörfer  in  einer  Hand  zu  sammeln;  manchem  von  ihnen  ge- 
lang es,  sich  bis  100  Dörfer  anzueignen. 

Die  Fühlung  mit  dem  Lande  und  den  Dorfbewohnern 
wurde  infolgedessen  immer  loser.  Den  Bauern  blieb  trotz- 
dem das  Recht,  so  viel  Land  zu  benutzen  als  sie  wollten. 
Die  Grundherren  hatten  keine  eigene  Landwirtschaft,  die 
ihnen  zur  Verfügung  stehenden  Arbeitstage  wurden  meistens 
zur  Instandhaltung  der  Baulichkeiten,  Mühlen,  Dämme,  be- 
nutzt; ihre  Einkünfte  bildeten  besonders  der  Zehnte  und 
die  Nutzungen  der  Bannrechte.  Diese  wurden  entweder 
durch  eigene  Angestellte  eingetrieben  bzw.  ausgeübt  oder, 
wenn  sie  umständlich  zu  überwachen  waren,  verpachtet. 
Durch  die  Verpachtung  war  dem  Grundherrn  eine  feststehende 
Summe  gesichert,  dabei  war  er  von  jeder  Arbeit  entlastet. 

Schon  seit  einigen  Jahrhunderten  beherbergten  die 
Fürstentümer  Fremde.  In  der  Moldau  waren  besonders 
Juden,  türkischen  und  galizischen  Ursprungs,  zu  finden. 
Sie  waren  nicht  ansässig,  sondern  betrieben  Handelsgeschäfte, 
indem  sie  inländische  Waren  nach  dem  Auslande  verkauften, 
oder  umgekehrt.    Manche  kamen  auch  als  Gläubiger  des 
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Fürsten  ins  Land.  In  der  Walachei  sind  besonders  während 
der  phanariotischen  Regierung  viele  Griechen  und  Türken 
ins  Land  gekommen.  Diese  lieferten  die  ersten  Pächter. 
Die  Beziehungen,  die  sie  zum  Hof  und  zu  den  Bojaren 
hatten,  ermöglichten  ihnen,  von  diesen  ihre  Rechte  im  Dorfe 
zu  pachten.  „Im  17.  Jahrhundert  trifft  man  hie  und  da 
Juden  verschiedener  Herkunft,  die  allerlei  Einkünfte  in 
Pacht  nahmen,  oft  ohne  das  Geld  dazu  zu  haben.  So  pachtet 
ein  Jude  einen  konfiszierten  Teich  vom  Fürsten  Georg 
Stephan,  ein  anderer  kauft  sogar  im  Bezirke  Putna  von 
den  Razasi  ein  Grundstück  und  wird  damit  nebst  seinen 
Nachfolgern  Grundbesitzer  auf  moldauischem  Boden.  Im 
18.  Jahrhundert  waren  die  Juden,  die  dem  Schatze  eine 
besondere  Steuer,  eine  rupta,  infolge  eines  Vertrages  lieferten, 
als  orandari  bekannt,  d.  h.  sie  nahmen  kleinere  Stücke  von 
den  Gütern  den  Bojaren  in  oranda,  in  Pacht,  da  jene  nur 
selten  ihren  Grund  und  Boden  selbst  bebauten,  seitdem  die 
Sitte  ihre  Anwesenheit  in  der  Stadt  gebieterisch  forderte  i)." 

Eine  Haupteinnahmequelle  des  Grundherrn  aus  dem 
Dorfe  war  das  Schankrecht.  Er  hatte  ausschließlich  das 
Recht,  Wein  und  andere  geistige  Getränke  zu  verkaufen. 
Dieses  Schankrecht  bildete  den  Hauptbestandteil  der  in 
dieser  Zeit  vorkommenden  Pachtverträge.  Aus  diesem  Recht 
große  Einkünfte  zu  beziehen,  war  der  Grundherr  nicht  im- 
stande, denn  er  lebte  nicht  mehr  auf  dem  Lande  und  ver- 
stand nichts  vom  Betrieb  der  Schankwirtschaften.  Dies 
aber  bildete  die  Hauptbeschäftigung  der  aus  Polen  nach 
seiner  Aufteilung  in  die  Moldau  massenhaft  eingewanderten 
Juden.  Sie  bekamen  vom  Grundherrn  dieses  Schankrecht 
in  Pacht,  und  sie  wußten  es  sowohl  für  sich  wie  für  den 


1)  N.  Jorga,  Geschichte  des  rumänischen  Volkes,  Bd.  II,  S.  169. 
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Grundherrn  sehr  ertragreich  zu  machen,  zum  großen  Nach- 
teile des  Bauern.  Die  Schankwirtschaft  wurde  der  Ursprung 
aller  seiner  Laster,  der  Jude  wurde  der  Verbreiter  des 
Wuchers  auf  dem  Dorfe  und  alle  beide  führten  zum  Unter- 
gange  der  Bauern.  Durch  die  Schankwirtschaft  wurde  der 
Jude  im  Dorfe  ansässig.  Diese  Beschäftigung  nahm  ihn 
aber  nicht  voll  in  Anspruch,  so  daß  er  die  übrige  Zeit  da- 
zu benutzte,  andere  gewinnbringende  Geschäfte  im  Dorfe 
zu  unternehmen.  Bald  wurde  er  zum  Pächter  von  Grund 
und  Boden. 

In  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  tritt  der 
Ubergang  von  der  Grundherrschaft  zur  Gutsherrschaft  immer 
stärker  hervor.  Die  Grundherren  fingen  an,  den  Grund  und 
Boden  in  immer  größerem  Maßstabe  und  gleichzeitig  immer 
mehr  die  Arbeitskräfte  der  Bauern  unentgeltlich  für  sich 
in  Anspruch  zu  nehmen. 

Diese  Umwälzung  ist  der  wachsenden  Oberherrschaft 
der  Türkei  und  der  Stärkung  der  phanariotischen  Regierung 
zuzuschreiben. 

Im  vorigen  Abschnitte  ist  gezeigt  worden,  wie  während 
dieser  Zeit  die  Ansprüche  der  Türkei  immer  größer  wurden, 
und  daß  die  Fürsten  sie  unbedingt  befriedigen  mußten. 
Die  Fürstentümer  wurden  zu  den  Getreidekammern  der 
Türkei,  sie  mußten  das  ganze  ihr  nötige  Getreide  erzeugen. 
Durch  die  Türkei  war  den  Fürstentümern  verboten,  Getreide 
anderweitig  auszuführen,  die  Getreidepreise  wurden  durch 
türkische  Kaufleute  festgesetzt.  Trotzdem  das  Getreide  zu 
sehr  billigen  Preise  abgegeben  werden  mußte,  hat  dieses 
steigende  Verlangen  nach  Getreide  den  Grundherren  Ansporn 
gegeben,  den  Grund  und  Boden  selbst  zu  bewirtschaften. 
Ihre  Einnahmen  wurden  dadurch  größer,  ohne  daß  ihnen 
dadurch  neue  Ausgaben  erwuchsen.    Die  ganzen  dazu  not- 
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weudigen  Feldarbeiten  wurden  durch  Fronarbeitstage  be- 
werkstelligt. Das  Interesse  der  Grundherren  ging  fortan 
dahin,  die  Fronarbeitstage  der  Bauern  zu  vermehren,  denn 
über  je  mehr  Fronarbeit  sie  verfügen  konnten,  desto  größere 
Flächen  konnten  bewirtschaftet  werden,  und  desto  größer 
also  war  die  Einnahme.  Die  Fürsten  kamen  den  Grund- 
herren entgegen,  indem  sie  ihnen  gestatteten,  sowohl  die 
Bauern  der  Eigentumsrechte  zu  berauben,  wie  die  Arbeits- 
kraft dieser  in  immer  höherem  Maße  für  sich  zu  beanspruchen. 
V^on  besonderer  Bedeutung  ist  die  Verordnung  des  Fürsten 
Grigore  Ghica  im  Jahre  1766,  in  welcher  die  Fron- 
arbeitstage auf  12  im  Jahre  festgesetzt  wurden,  wie  besonders 
die  hier  zum  ersten  Male  auftretende  Bestimmung,  die  Fron- 
tage in  einer  bestimmten  Menge  Fronarbeiten  auszudrücken. 

Die  Ausdehnung  des  Eigenbetriebs  der  Grundherrn,  die 
Vermehrung  ihrer  Rechte  und  der  Verfall  der  Bojarenklasse 
während  und  nach  der  phanariotischen  Herrschaft  sind  in 
den  beiden  Fürstentümern  die  ersten  Ursachen  der  Ent- 
wicklung des  Pachtwesens. 

Es  ist  gezeigt  worden,  wie  der  Grundherr  sich  mehr 
und  mehr  all  seiner  Aufgaben  auf  dem  Lande  erledigt  hat, 
um  dafür  das  faulste  und  müßigste  Leben  in  der  Stadt  zu 
führen.  Ebenso  ist  geschildert  worden,  wie  den  Bauern  die 
Rechte  im  Laufe  der  Jahrhunderte  entrissen  wurden  und 
wie  an  deren  Stelle  nur  neue  Pflichten  der  Bauern  und 
vermehrte  Rechte  der  Grundherren  traten. 

Dies  ist  der  Zustand  der  ländlichen  Verhältnisse  am 
Anfang  des  19.  Jahrhunderts.  Zum  Unterschied  von  der 
Vergangenheit  haben  wir  jetzt  nicht  nur  zwei  verschiedene 
Klassen  auf  dem  Lande,  sondern  auch  zwei  verschiedene 
landwirtschaftliche  Betriebe,  den  Bauernbetrieb  und  den 
Gutsherrnbetrieb.    Es  ist  leicht  einzusehen,  daß  diese  Lage 
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eine  Verschärfung  der  Beziehungen  beider  Klassen  mit  sich 
brachte.  Früher  h\g  es  im  Interesse  des  Grundherrn,  daß 
die  Bauern  möglichst  viel  Land  unter  ihre  Bewirtschaftung 
nahmen,  denn  dadurch  bekam  er  mehr  Zehnten,  und  so 
wurden  seine  Einkünfte  größer;  jetzt  dagegen  ist  sein  Haupt- 
bestreben, das  Land  den  Bauern  zu  entreißen,  um  es  so 
selbst  ausnutzen  zu  können  und  sich  dadurch  größere  Ge- 
winne zu  verschaffen.  Es  ist  selbstverständlich,  daß  das 
ihm  auch  gelang;  denn  dem  Bauer  fehlte  jede  Macht  dem 
allmächtigen  Bojaren  gegenüber.  Während  früher  das  Land 
Eigentum  der  Bauern  war,  und  der  Grundherr  nur  als  Ober- 
eigentümer galt,  so  ist  in  der  jetzigen  Zeit  das  Gegenteil 
erreicht  worden;  das  ganze  Land  gehörte  dem  Grundherrn, 
der  Bauer  hatte  nur  das  Recht  der  Nutznießung  auf  einer 
bestimmten  Bodenfläche  des  grundherrlichen  Eigentums. 
Im  Jahre  1805  wurde  durch  fürstlichen  Beschluß  bestätigt, 
daß  die  Bauern  auf  höchstens  ^/^  des  Gutes  Anspruch  als 
Nutznießer  haben  könnten.  Nachdem  so  die  Bauern  um 
ihre  Eigentumsrechte  gebracht  waren,  wurden  auch  die  Arbeits- 
verpflichtungen nach  Möglichkeit  vergrößert. 

Beides  vermehrte  die  Einkünfte  der  Grundherren.  Da 
viele  der  Bojaren  nicht  mehr  auf  dem  Lande  lebten,  und 
da  es  unmöglich  war,  sämtliche  Güter,  die  den  einzelnen 
gehörten,  selbst  zu  bewirtschaften,  so  erschien  ihnen  zweck- 
mäßig, ihre  Rechte  anderen  gegen  eine  jährliche  Pachtsumme 
zu  überlassen.  Es  verbreitete  sich  die  Gewohnheit,  daß  der 
Bojar  nur  das  Gut,  auf  dem  er  den  Stammsitz  während 
des  Sommers  hatte,  in  Eigenbewirtschaftung  nahm,  die 
anderen  dagegen  verpachtete.  Die  Juden,  die  in  der  Moldau 
als  Schankwirte  schon  ansässig  waren,  und  die  Türken, 
Griechen  und  Armenier,  die  sich  in  den  beiden  Fürsten- 
tümern während  und  nach  der  phanariotischen  Zeit  befanden, 
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zeigten  sich  bereit,  die  Gnindherren  auf  dem  Lande  zu  er- 
setzen und  auf  diese  Weise  sowohl  über  das  Grundherrn- 
land wie  über  die  Arbeitstage  der  Bauern  zu  verfügen. 

Die  Rechte  der  Grundherren,  die  später  in  höherem 
Maße  ausgestaltet  wurden  und  die  nach  1864  die  neue  Ab- 
hängigkeit des  Bauern  herbeiführten,  sind  für  das  Gedeihen 
des  Pachtwesens  ausschlaggebend  gewesen.  So  entwickelte 
sich  in  den  beiden  Fürstentümern  ein  Pachtwesen,  dessen 
Grundlage  von  Anfang  an  nicht  das  Vorhandensein  eines 
mit  landwirtschaftlicher  Bildung  und  Kapital  versehenen 
Pächterstandes  bildet,  sondern  das  vielmehr  nur  auf  der 
Möglichkeit  beruhte,  das  Bauernland  und  die  Arbeitskraft 
der  Bauern  auszubeuten. 

Die  eingewanderten  Juden  und  Fremden  sahen  ein, 
daß  in  diesen  beiden  Möglichkeiten  und  in  ihrer  vorteil- 
haftesten Ausgestaltung  eine  große  Quelle  des  Reichtums 
läge.  Es  stand  in  der  Macht  der  Bojaren,  die  Rechte  der 
Bauern  noch  mehr  zu  usurpieren,  und  die  Fremden  wurden 
die  Belehrer  der  Bojahren  in  jener  Hinsicht.  Unter  ihrem 
Einflüsse  entfalteten  die  Bojaren  eine  rege  Tätigkeit,  die 
letzten  Rechte  der  Bauern  zu  beseitigen  und  deren  Arbeits- 
kraft für  sich  noch  mehr  zu  beanspruchen.  Dieser  Zweck 
wurde  in  den  nächsten  Jahrzehnten  vollkommen  erreicht. 

Wenn  auch  die  Bauern  auf  diese  Weise  an  den  Rand 
des  Abgrundes  geführt  wurden,  so  bestand  Anfang  des 
19.  Jahrhunderts  doch  noch  das  Recht  der  Bauern,  bei  jeder 
Verpachtung  von  grundherrlichem  Lande  den  Vorzug  zu 
haben.  Falls  der  Grundherr  Land  oder  Güter  zu  verpachten 
hatte,  so  war  er  gezwungen,  den  23.  April  jedes  Jahres  ab- 
zuwarten und  dann  sie  den  auf  dem  Gute  wohnenden  Bauern 
anzubieten;  erst  nachdem  diese  kein  Bedürfnis  danach  aus- 
gesprochen hatten,  konnte  er  anderweitig  darüber  verfügen. 
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In  jedem  Fall  galt  die  Verpachtuog  an  einen  Pächter  nie 
länger  als  ein  Jahr,  denn  die  Bauern  waren  berechtigt,  nach 
vorheriger  Meldung  am  23.  April  jedes  Jahres  den  Pächter 
zu  ersetzen;  auch  wenn  der  Vertrag  schon  vorher  für  mehrere 
Jahre  abgeschlossen  war,  so  konnten  die  Bauern  seine  Auf- 
lösung herbeiführen  und  am  23.  April  die  Pacht  antreten. 
Die  Bauern  hatten  keine  Pacht  zu  zahlen,  sondern  nur  den 
üblichen  Zehnten  und  die  anderen  Leistungen  zu  entrichten. 

Dies  ist  ein  klarer  Beweis  dafür,  daß  das  grundherr- 
liche Land  dem  Bauernland  seine  Entstehung  verdankt  und 
daß  das  Recht  der  Bauern  auf  die  Nutznießung  der  ganzen 
von  ihnen  bewohnten  Fläche  noch  lebendig  war. 

Die  Bojaren  fanden  in  diesem  letzten  Rechte  der 
Bauern  ein  schwer  zu  überwindendes  Hindernis,  ihre  Güter 
an  Pächter  abzugeben.  In  einer  Bittschrift  vom  Jahre  1803 
suchten  die  Bojaren  dem  Fürsten  zu  beweisen,  daß  dieses 
Recht  den  Pächtern  vielen  Schaden  anrichtete  und  daß  es 
öfters  zu  Prozessen  Veranlassung  gäbe,  und  sie  baten  ihn 
daher,  einen  schon  früher  bestandenen  Beschluß  des  Fürsten 
M.  Sutu  zu  bekräftigen,  nach  welchem  die  Bauern  das  Recht 
hatten,  das  Land  für  sich  zu  beanspruchen,  nur  wenn  sie 
den  Grundherrn  vor  dem  23.  April  des  ersten  Pachtjahres 
davon  in  Kenntnis  setzten.  Falls  sie  das  nicht  taten,  so 
sollten  sie  bis  Ablauf  der  ganzen  Pachtzeit  dieses  nicht 
mehr  verlangen  können.  Sie  forderten  weiter,  daß  dieses 
Vorrecht  den  Bauern  eingeräumt  werde,  nur  wenn  die  ganze 
Bauernschaft  des  Dorfes  es  verlangte. 

Obwohl  dieses  Recht  bestand,  so  gab  es  doch  am 
Anfang  des  19.  Jahrhunderts  schon  eine  bedeutende  Zahl 
von  Pächtern.  Wie  schon  gesagt,  waren  sie  Fremde  und 
in  der  Moldau  meistens  Juden;  diesen  schlössen  sich  all- 
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mählich  auch  Rumänen,  namentlich  frühere  Bediente  der 
Bojaren,  an. 

Von  Anfang  an  sind  die  Juden  eine  große  Gefahr  für 
die  bäuerliche  Bevölkerung  gewesen.  „Sie  bildeten  in  den 
Dörfern  das  Element,  welches  gerade  noch  fehlte,  um  die 
moldauischen  Bauern  von  Grund  auf  zu  verderben"^). 

Sogar  den  Bojaren  erschienen  die  Plünderungen,  die 
die  Bauern  zu  erdulden  hatten,  unmenschlich  und  sie  ver- 
anlaßten  die  Fürsten,  Maßregeln  dagegen  zu  ergreifen. 
Diese  willfahrten  dem  Wunsche,  „um  diese  wesentlichen 
Träger  der  Landeslasten  aus  den  Krallen  seiner  Ausbeuter 
und  Yergifter  zu  retten"  2).  Der  Fürst  Grigor  Ghica  verbot 
völlig  den  Aufenthalt  der  Juden  in  den  Dörfern;  sein  Nach- 
folger A.  Mavrocordat  verbot  1782  auf  Ersuchen  der  Bojaren 
den  Juden,  Güter  in  Pacht  zu  nehmen. 

Diese  Beschlüsse  der  Fürsten  sind  höchstwahrscheinlich 
nicht  vollkommen  durchgeführt  worden  und  bald  in  Ver- 
gessenheit geraten;  denn  während  dieser  ganzen  Zeit  findet 
man  Juden  in  Dörfern  ausbeutend,  entweder  als  Pächter 
oder  als  Schankwirte,  Krämer  und  Wucherer.  Die  Zahl 
der  Pächter  nahm  während  der  ersten  Jahrzehnte  des  19. 
Jahrhunderts  fortwährend  zu.  Die  Hauptursache  dieser 
Zunahme  ist  in  dem  großen  Aufschwung,  den  Anfang  der 
dreißiger  Jahre  des  neuen  Jahrhunderts  unsere  Landwirt- 
schaft nahm,  und  in  der  durch  das  Reglement  Organique 
verursachten  neuer  Bedrückung  und  Beraubung  der  Bauern 
zu  erblicken. 

Durch  den  Vertrag  von  Adrianopel,  der  dem  russisch- 
türkischen Kriege  (1828)  folgte  und  der  das  russische  Pro- 
tektorat über  die  beiden  Fürstentümer  brachte,  wurden  die 

1)  N.  Jorga,  Geschichte  des  rumänischen  Volkes,  Bd.  II.  S.  170. 

2)  N.  Jorga,  Geschichte  des  rumänischen  Volkes,  Bd.  II,  S.  170. 
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Fürstentümer  von  der  Verpflichtung  befreit,  das  ganze  von 
ihnen  erzeugte  Getreide  nur  nach  der  Türkei  auszuführen; 
ebenfalls  wurde  durch  ihn  die  Schiffahrt  auf  dem  Schwarzen 
Meere  freigegeben  und  allen  Völkern  zugänglich  gemacht. 
Dieser  neue  Zustand  bewirkte  einen  außerordentlichen  Auf- 
schwung der  Getreideproduktion  der  beiden  Fürstentümer, 
und  seit  dieser  Zeit  beginnen  die  rumänischen  Länder  als 
Agrarstaaten  eine  Rolle  auf  dem  Weltmarkte  zu  spielen. 

Der  ausgedehnte  Absatz  und  die  hohen  Weizen  preise 
sicherten  den  Gutsbesitzern  große  Einnahmen,  die  durch 
Eigenbewirtschaftung  oder  einfacher  noch  durch  Verpach- 
tung erzielt  wurden.  In  beiden  Fällen  waren  aber  große 
Grundflächen  und  viele  Arbeitskräfte  unbedingtes  Er- 
fordernis. Diesen  Notwendigkeiten  entsprechend  setzten 
die  Grundbesitzer  es  durch,  daß  das  Reglement  Organique 
ins  Leben  gerufen  wurde,  dessen  Ausgestaltung  und  Wir- 
kungen für  die  bäuerliche  Bevölkerung  dem  Leser  des  vor- 
letzten Abschnittes  bekannt  sind. 

Im  Zusammenhang  mit  diesem  außerordentlichen  Auf- 
schwung der  Ackerkultur  und  mit  dieser  neuen  Beraubung 
und  Aussaugung  der  Bauern  steht  eine  wachsende  Zahl  von 
Pächtern.  „Nach  der  Volkszählung  von  1831  befanden  sich 
in  der  Moldau  zwischen  200  und  300  Pächter,  ihre  Zahl 
vermehrte  sich  Tag  für  Tag,  so  daß  sie  gegen  Ende  der 
reglementarischen  Periode  eine  zahlreiche  und  reiche  Klasse 
bilden.  Die  Klostergüter  in  einer  Anzahl  von  393  waren 
ziemlich  alle  verpachtet"^). 

Diese  neue  Klasse  ist  das  Ergebnis  der  vollkommen 
veränderten  ländlichen  Verhältnisse.  Das  Aufsteigen  der 
grundherrlichen  Macht,  der  Übergang  vom  Grundherrn  zum 

1)  R.  Koset ti,  Pentru  ce  s'au  rasculat  taraui,  S.  103. 
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Gutsbesitzer,  das  Aufkommen  des  Absenteismiis,  der  Nieder- 
gang und  die  immer  stärkere  Abhängigkeit  der  Bauern  sind 
der  Boden,  auf  dem  diese  neue  Unternehmungsform  sich 
entwickelt  und  gedeiht. 

Wie  der  Geschichtsschreiber  R.  Rosetti  mitteilt,  bilden 
in  dem  3.  Jahrzehnt  des  19.  Jahrhunderts  die  Pächter  schon 
eine  zahlreiche  und  vermögende  Klasse.  Daraus  ersieht 
man,  in  wie  kurzer  Zeit  die  Pächter  verstanden  haben  sich 
einzubürgern  und  zur  Wohlhabenheit  zu  gelangen.  Aus  dem 
jüdischen  Schankwirt,  griechischem,  armenischem  oder  tür- 
kischem Krämer,  denen  sich  auch  Rumänen,  besonders  frühere 
Bediente  der  Bojaren  und  kleinere  Bojaren,  zugesellten, 
wird  im  Zeitraum  von  einigen  Jahrzehnten  ein  reicher  Pächter- 
stand. Diese  schnelle  Bereicherung  in  der  Landwirtschaft, 
die  nur  auf  Kosten  der  bäuerlichen  Arbeitskraft  und  auf 
der  Verkleinerung  der  bäuerlichen  Besitzfläche  möglich  war, 
ist  ein  Hauptgrund  der  Ausdehnung  der  Pacht. 

Wie  Pilze  vermehrten  sich  die  Leute,  die  weder  von 
der  Landwirtschaft  etwas  verstanden  noch  auch  die  Mittel 
zur  Bewirtschaftung  hatten,  aber  die  ein  hervorragendes 
Talent  besaßen,  den  Bauer  und  den  Boden  auszusaugen. 

Gewöhnlich  fing  man  an,  als  Krämer,  Schankwirt  und 
zugleich  als  Wucherer  ein  paar  Groschen  Geld  zu  sammeln; 
mit  diesen  pachtete  man  eine  kleine  Fläche,  und  so  wurde 
man  Landwirt.  Einige  gute  Ernten  und  besonders  die 
Möglichkeit,  kostenlose  Arbeit  zu  haben,  genügten,  um  aus 
diesem  Landwirt  in  einigen  Jahren  einen  Gutspächter  zu 
machen.  Als  solcher  fing  man  mit  einem  Gut  an,  und 
falls  alles  gut  ging,  hatte  man  in  wenigen  Jahren  mehrere, 
und  schließlich  konnte  man,  wenn  man  besonders  veranlagt 
war,  10,  20  und  noch  mehr  Güter  als  Pächter  bewirtschaften. 
Man  braucht  wohl  keine  weiteren  Beweise  dafür  zu  bringen,  daß 
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eine  solche  Entwicklung  nur  auf  Kosten  der  Bauern  zustande 
kommen  konnte.  Wie  sehr  die  Bauern  ausgebeutet  wurden 
und  wie  sie  unter  diesen  Pächtern  zu  leiden  hatten,  kann 
man  hier  verschweigen.  In  den  Staatsarchiven  in  Jassy 
und  Bukarest  findet  man  seit  dem  Aufkommen  von  Pächtern 
Tausende  von  Bittschriften,  in  denen  die  Bauern  sich  gegen 
Plünderungen  und  Bedrückungen  derselben  beschweren  und 
um  Erleichterung  ihrer  Lage  bitten. 

Sowohl  damals,  wie  während  der  ganzen  nächsten  Jahr- 
zehnte bis  heute  haben  sich  besonders  Juden  in  dieser 
Ausbeutung  hervorgetan.  Aus  diesen  Gründen  mußten  von 
Zeit  zu  Zeit  die  Herrscher  und  die  Regierungen  Maßnahmen 
gegen  die  Juden  treffen.  Oft  wurde  ihnen  verboten,  sich 
in  den  Dörfern  niederzulassen  —  ein  Verbot,  das  teilweise 
auch  noch  heute  besteht  —  und  Grund  und  Boden  in  Pacht 
zu  nehmen.  Das  Reglement  Organique  bestimmte,  daß  nach 
der  alten  Gewohnheit  des  Landes  den  Juden  das  Pachten 
von  bewohnten  Gütern,  d.  h.  Gütern,  auf  denen  sich  Dörfer 
befanden,  verboten  ist.  Später  wurde  1860  durch  mini- 
steriellen Erlaß  diese  Bestimmung  auch  auf  unbewohnte 
Güter  ausgedehnt;  denn  wie  mit  Recht  bemerkt  wurde, 
werden  diese  Güter  der  Pächter  doch  durch  Bauern  be- 
wirtschaftet. 

Daß  diese  Bestimmungen  streng  beachtet  wurden,  kann 
man  aus  vielen  ministeriellen  Beschlüssen  dieser  Zeit  er- 
sehen, durch  welche  die  Gerichte  ermahnt  wurden,  Pacht- 
verträge, deren  Pächter  Juden  waren,  nicht  zu  bestätigen. 

Diese  gesetzlichen  Bestimmungen  konnten  anscheinend 
doch  umgangen  werden,  denn  die  Pächterzahl,  auch  die  der 
jüdischen,  ist  während  der  folgenden  Jahrzehnte  immer  mehr 
gewachsen. 
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Um  den  Pächter  jener  Zeit  in  seinem  ganzen  Ge- 
bahren  zu  schildern,  benutze  ich  die  folgenden  Ausführungen 
des  hervorragendsten  Geschichtsschreibers,  jener  Zeit  N.  ßal- 
cescu:  „Mais  le  fermier,  aussi  ignorant  aussi  oisif  que  le 
bojard,  n^est  pas  moins  avide;  il  n^a  pas  afferm^  pour  tra- 
vaillier,  mais  pour  ben^ficier  sürement  sur  cette  mati^re  ex- 
ploitable  qu^on  appelle  paysan.  La  grande  culture  et  V6go- 
nomie  agricole  se  bornent  ä  extorquer  la  population.  Nous 
Favons  dit  plus  haut,  les  baux  ne  se  fondent  ni  sur  les 
frais  d'exploitation,  ni  sur  Fetendue  ni  sur  la  qualit^  des 
terres,  mais  absolument  sur  le  nombre  des  paysans;  en 
d^autres  termes,  ce  n^est  pas  la  terre  qui  est  afferm^e,  mais 
le  paysan"  1). 

Nähere  Auskunft  über  den  Pächter  dieser  Zeit  und 
seine  Wirtschaft  gebe  ich  hier  nicht;  denn  da  der  Pächter  von 
damals  auch  heute  ganz  genau  derselbe  ist,  so  werde  ich, 
um  Wiederholungen  zu  vermeiden,  dies  in  dem  Abschnitt, 
der  den  gegenwärtigen  Zustand  des  Pachtwesens  behandelt, 
erörtern. 

Von  Anfang  an  bestand  ein  merklicher  Unterschied 
zwischen  dem  Betrieb  der  Landwirtschaft  in  den  beiden 
Fürstentümern,  der  sich  auch  in  der  Art  der  Gestaltung 
des  Pachtwesens  wiederspiegelte. 

In  der  Moldau  war  *der  Betrieb  der  Gutsherren  viel 
ausgedehnter  als  in  der  W^alachei.  Die  Grundherren  fingen, 
unter  dem  Einfluß  der  aus  Polen  und  Osterreich  eingewan- 
derten Fremden,  schon  frühzeitig  an,  den  Grund  und  Boden 
selbst  zu  bebauen.  Für  sie  waren  auch  die  Verkehrs- 
verhältnisse günstig;  denn  das  Schwarze  Meer  war  durch 
die  Moldau  eher  zu  benutzen  als  durch  die  Walachei.  So 

1)  N.  Balcescu,  Question  economique  des  Principautes  Danu- 
biennes.    Paris  1850. 
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hatte  in  der  Moldau  der  Grundherr  eine  eigene  Wirtschaft 
und  verhältnismäßig  genügendes  Inventar,  der  Bauer  war 
für  ihn  ein  einfacher  Fronarbeiter. 

Die  Pächter,  die  an  Stelle  der  Grundbesitzer  traten, 
mußten  diese  Gewohnheiten  der  Grundherren  beibehalten. 

In  der  Walachei  waren  die  Grundherrn  in  dieser  Hin- 
sicht viel  rückständiger.  In  der  orientalischen  Faulheit 
groß  gewachsen,  waren  sie  nach  dem  Aufschwung  der 
Getreidekultur  nicht  fähig,  den  Grund  und  Boden  selbst  zu 
bewirtschaften.  Sie  wohnten  auch  nicht  auf  dem  Lande, 
sondern  lebten  in  städtischer  Faulheit.  So  erklärt  es  sich, 
daß  die  Bauern  Wirtschaft  in  der  Walachei  viel  ausgedehnter 
war  als  in  der  Moldau.  Die  Bauern  nahmen  den  grundherr- 
lichen Boden  in  Bewirtschaftung,  und  die  Grundherren  be- 
kamen dafür  den  Zehnten.  Als  aber  die  Pächter  aufkamen, 
war  es  für  den  Grundherrn  einfacher,  sich  die  Mühe  der 
Eintreibung  des  Zehnten  zu  ersparen  und  sich  mit  einer 
runden  Pachtsumme  jährlich  zu  begnügen.  Der  Pächter, 
der  an  seine  Stelle  trat,  tat  dasselbe  wie  sein  Grundherr. 
Er  war  kein  Landwirt,  er  bewirtschaftete  den  Grund  und 
Boden  nicht,  sondern  war  ein  einfacher  Händler,  der  seinen 
Gewinn  dadurch  erzielte,  dem  Grundherrn  bedeutend  weniger 
zu  bezahlen  als  er  den  Bauern  abnehmen  koimte.  Die 
Fronarbeit  der  Bauern  wurde  in  Naturalien  oder  Geld 
verwandelt,  das  ganze  Gut  wurde  durch  die  Bauern  gegen 
Zehnten  bewirtschaftet.  Aus  diesem  Zehnten  entwickelte 
sich  die  Anteilwirtschaft,  die  auch  heute  in  der  Walachei 
große  Verbreitung  hat.  Der  Pächter  hatte  nur  das  Streben, 
den  Anteil  der  Bauern  möglichst  herabzudrücken.  Das  von 
den  Bauern  produzierte  Getreide  wurde  gewöhnlich  auch 
vom  Pächter,  selbstverständlich  zu  Schleuderpreisen,  an- 
gekauft.   Es  ist  bekannt,  daß  ein  Pächter  in  der  Walachei 
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nichts  weiter  zu  haben  brauchte,  als  einen  Stock  in  der 
Hand  und  das  wenige  notwendige  Geld  in  der  Tasche,  um 
den  ersten  Pachtzins  zu  bezahlen. 

In  der  Moldau  hatte  der  Grundherrnbetrieb  den  Unter- 
gang der  Bojarenklasse  und  ihren  Ersatz  auf  dem  Lande 
durch  die  Pächter  zur  Folge. 

Die  Bojaren,  von  Juden  belehrt  und  angeregt  durch 
die  große  Nachfrage  nach  Getreide,  dehnten  ihre  Land- 
wirtschaft aus.  Da  sie  zu  große  Flächen  hatten  und  da 
ihnen  jedes  Kapital,  das  die  Bewirtschaftung  erforderte, 
mangelte,  so  gingen  sie  zu  den  Juden,  die  als  Wucherer 
und  Pächter  schon  genug  Geld  zusammengebracht  hatten, 
und  nahmen  Schulden  auf.  Weil  sie  keine  Landwirte  waren 
und  weil  sie  alles,  was  die  Landwirtschaft  im  Auslande  durch 
langjährige  Arbeit  erreicht  hatte,  ebenfalls  erreichen  wollten, 
so  gingen  sie  unter  dem  Druck  der  Wucherzinsen  und  der 
sich  immer  mehr  anhäufenden  Schulden  bald  zugrunde. 

Während  dieser  Zeit  stand  in  England  als  Folge  der 
Kontinentalsperre  die  Getreidekultur  in  großer  Blüte. 

Unsere  Bojaren  wollten  unbedingt  die  Höhe  der  eng- 
lischen Landwirtschaft  erreichen,  und  in  ihrer  Beschränkt- 
heit dachten  sie,  daß  es  genügte,  aus  englischen  Zeitungen 
sämtliche  Keklamen  für  landwirtschaftliche  Maschinen,  Geräte 
usw.  auszuschneiden  und  die  letzteren  sogleich  zu  bestellen. 
Als  aber  diese  ins  Land  waren,  konnten  die  Gutsbesitzer 
mit  ihnen  nichts  anfangen.  Da  aber  zur  Bezahlung  der  an- 
geschafften Maschinen  und  Geräte  das  Geld  fehlte,  so  mußten 
die  Besteller  Schulden  aufnehmen  und  neue  Wucherzinsen 
bezahlen. 

Im  Zeitraum  von  wenigen  Jahrzehnten  war  die  Haupt- 
masse der  alten  Grundbesitzer  verschwunden,  ihre  Güter 
kamen  in  die  Hände  von  Leuten,  die  keine  Landwirte  waren, 
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aber  das  nötige  Geld  hatten,  um  sie  für  einen  Spottpreis 
beim  Konkurs  anzukaufen  und  sie  nachher  dem  jüdischen 
Gläubiger  zu  verpachten.  Die  Grundherren,  die  sich  noch 
behauptet  hatten,  konnten  doch  die  Landwirtschaft  nicht 
weiter  führen;  denn  sie  produzierten  viel  zu  teuer,  als  daß 
sie  zu  den  Preisen,  mit  denen  die  jüdischen  Pächter  zu- 
frieden waren,  verkaufen  konnten.  Die  letzteren  hatten 
erstens  bedeutend  weniger  Ausgaben,  und  zweitens  verstanden 
sie  es  viel  besser  als  die  Grundherren,  den  Boden  und  die 
Bauern  auszusaugen.  Sie  konnten  daher  als  Pachtpreis  dem 
Grundherrn  mehr  anbieten  als  er  selbst  herauswirtschaften 
konnte,  und  so  zwangen  sie  ihn  gewissermaßen,  ihnen  die 
Güter  zu  verpachten. 

Manchem  der  Grundbesitzer  gelang  es,  die  Landwirtschaft 
erfolgreich  weiter  zu  betreiben,  indem  sie  sich  auf  diejenigen 
Produktionszweige  verlegten,  in  denen  der  Pächterstand  nicht 
konkurrieren  konnte.  Dies  war  hauptsächlich  die  Viehzucht, 
die  während  dieser  Zeit,  beeinflußt  durch  günstige  Umstände, 
in  großer  Blüte  stand. 

Die  Grundherren  der  Walachei  blieben  hinter  denen  der 
Moldau  in  dieser  Hinsicht  nicht  zurück.  Wenn  sie  ihren 
Grundbesitz  nicht  infolge  ihres  Landwirtschaftsbetriebes  ein- 
o-ebüßt  hatten,  so  verloren  sie  ihn  größtenteils  infolge  der 
vielen  Schulden. 

Sobald  sich  in  den  Fürstentümern  der  Hauch  der  abend- 
ländischen Zivilisation  ein  wenig  verbreitete  und  sobald 
die  Verkehrsverhältnisse  durch  die  Benutzung  der  Dampf- 
kraft günstiger  wurden,  fingen  die  walachischen  Bojaren  an, 
das  Ausland,  besonders  Paris,  durch  ihre  unermeßlichen 
Reichtümer  in  Staunen  zu  setzen  i).    Sie  hatten  eine  neue 

1)  Neben  diesen  Hauptgründen  der  Verschuldung,  die  nicht 
schematisch  zu  verstehen  sind,  gab  es  viele  andere.   Nicht  wenig  Ver- 
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Heimat  in  Paris,  und  mit  dem  Geld,  das  sie  von  den  ver- 
pachteten Gütern  bezogen  und  mit  den  Anleihen,  die  keine 
Grenze  hatten,  führten  sie  dort  das  verschwenderischste 
Leben.  Dieses  schöne  Dasein  dauerte  nicht  lange,  sie  gingen 
bald  ihres  ganzen  Vermögens  verlustig,  ihre  Güter  wurden 
Eigentum  Anderer,  die  mit  dem  Gelde  umzugehen  wußten. 

Der  Untergang  der  alten  Grundherrenklasse,  der  Klasse 
der  Bojaren,  ist  für  die  weitere  Entwicklung  der  ländlichen 
Verhältnisse  verhängnisvoll  gewesen. 

Wenn  auch  der  frühere  Bojar  den  Bauern  vollkommen 
ausgenutzt  hatte,  so  war  er  doch  ein  Element  auf  dem 
Lande,  welches  in  vielen  Richtungen  der  neuen  Klasse  von 
Grundeigentümern  bei  weitem  vorzuziehen  war. 

Diese  neue  Klasse  wurde  gebildet,  entweder  von  den 
früheren  Bedienten  der  Bojaren,  die  auf  Kosten  ihrer  Herren 
sich  bereicherten,  oder  von  städtischen  Personen,  die  ihr  in 
anderen  Beschäftigungen  verdientes  Vermögen  gut  anlegen 
wollten. 

Für  die  spätere  Entwicklung  der  ländlichen  Verhältnisse 
ist  das  Aufkommen  dieser  Klasse  von  schwerwiegender  Be- 
deutung gewesen. 

Der  Ubergang  des  Großgrundbesitzes  aus  den  Händen 
der  verarmten  Bojaren  in  die  Hände  von  Leuten^  die  weder 
Landwirtschaft  verstanden,  noch  sich  zu  Landwirten  aus- 
bildeten, ist  die  Hauptursache,  warum  das  Jahr  1864  keinen 
neuen  Zustand  schuf  und  warum  unsere  Landwirtschaft 
rückständig  ist  und  die  Agrarfrage  in  Rumänien  bis  heute 

mögen  haben  die  Bojaren,  besonders  in  der  Moldau,  beim  Kartenspiel 
eingebüßt.  Dieses  ganze  Geld  floß  gewöhnlich  denen  zu,  die  später 
die  Eigentümer  der  Bojarengüter  wurden. 
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keine  glückliche  Lösung  gefunden  hat.  Weil  wir  in  Rumänien, 
trotzdem  es  ein  ausschließliches  Agrarland  ist,  in  der  Mehr- 
heit der  Fälle  keine  Landwirte  als  Großgrundbesitzer  haben, 
und  weil  die  Landwirtschaft  immer  noch  auf  der  Aussaugung 
der  Bauern  und  des  Grund  und  Bodens  und  nicht  auf 
einer  Land  Wirtschaftswissenschaft  beruht,  ist  es  möglich  ge- 
wesen, daß  das  Pachtsystem  zum  Schaden  unserer  ganzen 
Volkswirtschaft  tiefe  Wurzeln  schlagen  konnte. 


Charakteristische  Merkmale  des  irischen  und 
rumänischen  Pachtwesens. 


In  dem  vorhergehenden  Abschnitte  haben  wir  die  Ent- 
wicklung der  Agrarfrage  in  Irland  und  Rumänien  und  gleich- 
zeitig die  Entwicklung  und  die  Bedeutung  des  Pachtwesens 
in  den  beiden  Ländern  behandelt. 

Aus  dem  bisher  geschilderten  ergeben  sich  folgende 
charakteristische  Momente  der  Agrarentwicklung  beider 
Länder: 

1.  Die  Entwicklung  des  ländlichen  Grundeigentums  in 
Irland  und  Rumänien  vollzog  sich  im  Laufe  der  Jahrhunderte 
in  der  Weise,  daß  die  irische  und  rumänische  Landbevölkerung 
zur  Besitzlosigkeit  geführt  wurde. 

IL  In  Irland  ist  die  Unterdrückung  und  Beraubung 
der  Bauern  den  Rassen-  und  Religionsunterschieden  zuzu- 
schreiben. Die  Eroberung  Irlands  durch  das  englische  König- 
reich hat  den  Ubergang  des  irischen  Grundbesitzes  in  den 
Händen  der  englischen  Landlords  als  Folge  gehabt.  Die 
irischen  Bauern  verloren  ihr  Grundeigentum  zugunsten 
der  englischen  Latifundienbesitzer,  sie  wurden  zu  Pächtern 
herabgedrückt.  Die  Lage  der  Pächter  wurde  im  Laufe  der 
Zeit  infolge  des  Aufkommens  des  Systems  der  Afterpachtung 
immer  unerträglicher.  Der  englische  Landlord  bewirtschaftete 
seine  Riesenflächen  nicht,  sondern  gab  sie  dem  sog.  Ober- 
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pächter  oder  Middlemen  in  Pacht.  Diese  zerlegten  die  Lati- 
fundien und  verpachteten  sie  weiter.  Auf  diese  Weise 
entwickelte  sich  ein  System  der  Afterpachtung,  bei  dem 
nicht  selten  5 — 6  Zwischenpächter  vorkommen,  die  alle  ihren 
Gewinn  haben  wollten.  Dadurch  wurde  die  wirtschaftliche 
Lage  des  zu  Zweigpächtern  herabgedrückten  irischen  Bauern 
eine  immer  schlechtere,  und  so  kamen  die  traurigen  Agrar- 
zustände  Irlands  zustande. 

III.  Der  rumänische  Bauer  hat  ebenfalls  infolge  des 
Aufkommens  der  Klasse  der  Grundherren  sein  Grundeigentum 
einbüßen  müssen.  Diese  waren  im  Unterschied  zu  Irland 
nicht  fremden  Ursprungs,  sondern  haben  sich  aus  der 
heimatlichen  Bevölkerung  heraus  entwickelt.  Trotz  alledem 
wurde  der  rumänische  Bauer  nicht  im  geringsten  verschont. 
Unsere  Bojaren,  die  Nachkommen  der  früheren  Dorfhäupt- 
linge, verstanden  ebensogut,  vielleicht  noch  besser  als  die 
englischen  Landlords,  die  Bauern  auszubeuten  und  ihrer 
Eigentumsrechte  zu  berauben. 

Sie  erreichten,  daß  die  Bauern  bis  1864  bloß  als  Pächter 
des  gutsherrlichen  Landes  angesehen  wurden,  und  diese 
hatten  für  die  Benutzung  ihres  früheren  Eigentums  dem 
Grundherrn,  den  Zehnten  Fronarbeit  und  verschiedene  andere 
Leistungen  zu  entrichten. 

ly.  In  Irland  ist  der  Übergang  von  der  Grundherrschaft 
zur  Gutsherrschaft  bis  heutigentags  nicht  zustande  ge- 
kommen. Sowohl  in  der  Vergangenheit  wie  in  der  Gegen- 
wart bewirtschaftete  der  englische  Landlord  seinen  Grund- 
besitz nicht.  Von  Anfang  an  hat  sich  ein  System  der 
Afterpachtung  entwickelt,  bei  welchem  nur  der  zum  Pächter 
herabgedrückte  irische  Bauer  Landwirtschaft  trieb.  Die 
irische  Landwirtschaft  gehört  dem  Bauer,  es  herrscht  fast 
ausschließlich  der  Kleinbetrieb,  der  ländliche  Grundbesitz 
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dagegen  ist  mit  wenigen  Ausnahmen  Eigentum  der  englischen 
Landlords,  gehört  also  zu  den  Latifundien. 

Der  irische  Bauer  leidet  also,  nicht  infolge  der  Ent- 
wicklung der  Gutsherrschaft  sondern  infolge  des  durch  die 
Afterpacht  bedingten  unerhörlichen  Pachtzinses. 

V.  In  den  rumänischen  Fürstentümern  ging  Anfang  des 
XIX.  Jahrhunderts  die  Grundherrschaft  zur  Gutsherrschaft 
über.  Dieser  Ubergang  hat  die  nachteiligsten  Folgen  für 
die  Bauern  gehabt;  ihm  ist  auch  die  Ausdehnung  des  Pacht- 
systems zuzuschreiben.  Die  rumänischen  Bojaren  waren 
mit  den  Einnahmen,  die  ihnen  aus  den  Zehnten  und  den 
anderen  Leistungen  der  Bauern  zuflössen,  nicht  zufrieden. 
Sie  fingen  gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts  an  den  Grund 
und  Boden  selbst  zu  bebauen. 

Demzufolge  waren  sie  bestrebt  einerseits  das  bäuer- 
liche Land  sich  möglichst  anzueignen  und  anderseits  die 
Arbeitskraft  der  Bauern  für  sich  möglichst  in  Anspruch  zu 
nehmen.  Sie  erreichten  beides,  aber  dieses  kam  ihnen  nicht 
zu  Nutze,  denn  sie  zeigten  sich  bald  für  eine  solche  Be- 
wirtschaftung als  unfähig.  An  ihre  Stelle  treten  alsdann 
die  Pächter,  die  sowohl  Grund  und  Boden  wie  Bauern  aus- 
zubeuten verstanden. 

Auf  diese  Weise  verbreitete  sich  auf  dem  Lande  das 
Pachtwesen,  dessen  nachteiligste  Folgen  in  kürzester  Zeit 
sich  bemerkbar  machten. 

Die  Gutsherrschaft,  namentlich  die  Pächtergutsherr- 
schaft, hat  die  elendsten  Zustände  der  bäuerlichen  Bevölke- 
rung hervorgerufen.  Das  bäuerliche  Land  wurde  den  Bauern 
entrissen,  so  daß  sie  um  sich  und  ihre  Familie  ernähren 
zu  können,  ihre  Arbeitskraft  gegen  Pachten  von  wenig  Land 
dem  Gutsherrn  abgeben  mußten. 
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Der  rumänische  Bauer  stand  sich  noch  schlechter  als 
der  irische,  denn  dieser,  wenn  er  auch  unerhörten  Pacht- 
zins bezahlen  mußte,  konnte  doch  soviel  Grund  und  Boden 
in  Pacht  nehmen  als  er  brauchte.  Dem  rumänischen 
Bauer  war  das  nicht  möglich,  denn  das  Bestreben  der  Guts- 
herren ging  dahin,  den  Bauern  möglichst  wenig  Land  in 
Pacht  zu  geben  damit  sie  möglichst  viel  über  die  Arbeits- 
kraft der  Bauern  verfügen  konnten.  Der  Preis  der  Bodenfläche, 
die  dem  Bauer  verpachtet  wurde,  wurde  immer  in  Arbeits- 
leistungen ausgedrückt,  die  unmenschlich  hochgeschraubt 
wurden. 

Wenn  auch  1864  dem  rumänischen  Bauer  auf  staat- 
lichem Wege  Grundeigentum  verschafft  worden  ist,  so  hat 
trotzdem,  weil  dieses  unzulänglich  war,  das  Aufkommen  und 
die  Ausdehnung  der  Gutsherrschaft  den  Bauern  zum  Pächter 
und  dadurch  zum  Arbeiter  des  gutsherrlichen  Betriebes 
herabgedrückt. 

VI.  In  Irland  sehen  wir  nur  die  Klein-  und  Afterpacht 
vertreten,  sie  bilden  also  nur  einen  Erhaltungsmodus  der  bäuer- 
lichen Bevölkerung;  in  Rumänien  haben  wir  neben  der  Klein- 
pacht die  Latifundialpacht  in  großer  Ausdehnung.  Sie  bildet 
das  wichtigste  Produktionselement  unserer  Landwirtschaft. 
Mehr  als  die  Hälfte  des  Großgrundbesitzes  wird  durch  Pächter 
bewirtschaftet,  was  eine  große  Gefahr  sowohl  für  die  Land- 
wirtschaft wie  für  die  bäuerliche  Bevölkerung  darstellt. 
Der  rumänische  Großpächter  namentlich  der  Jude,  ist  ein 
rücksichtsloser  Ausbeuter  des  Bodens  und  der  Bauern. 

VII.  Die  Folgen  dieser  Entwicklung  sind  in  Rumänien 
wie  in  Irland  der  Absenteismus.  Die  irischen  und  rumänischen 
Großgrundbesitzer   leben   meistens   nicht   auf  dem  Lande, 


1)  Lobenswerte  Ausnahmen  sind  vorhanden. 
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sie  sind  dort  durch  den  habsüchtigen  Pächter  vertreten. 
Es  ist  ohne  weiteres  verständlich,  daß  unter  solchen  Ver- 
hältnissen eine  gesunde  Entwickhing  der  ländlichen  Zustände, 
welche  für  die  Existenz  eines  Agrarstaates  von  eminenter 
Bedeutung  ist,  nicht  Platz  greifen  kann. 

VIII.  Diese  ungesunden  Agrarzustände  beider  Länder 
haben  das  Eingreifen  des  Staates  zwecks  Regelung  der  länd- 
lichen Verhältnisse  bedingt.  Die  eine  Aufgabe  des  Staates 
war  das  Pachtverhältnis  zwischen  dem  bedürftigen  Bauer 
und  den  begierigen  Grundherrn  oder  Oberpächter  zu  regeln. 
Im  Jahre  1881  bekam  der  irische  Kleinpächter  den  be- 
rühmten Landakt,  welcher  eine  tatsächliche  Besserung  der 
Lage  des  irischen  Pächter  herbeiführte.  In  Rumänien  begann 
man  schon  1866  mit  der  gesetzlichen  Regelung  des  bäuer- 
lichen Pachtverhältnisses,  und  obwohl  während  der  nächsten 
Jahrzehnte  mehrere  Gesetze  in  dieser  Hinsicht  erlassen  worden 
sind,  so  ist  trotzdem  die  Lage  der  Bauern  nicht  im  ge- 
ringsten gebessert  worden.  Erst  1907  kam  ein  neues  Ge- 
setz zustande,  welches  bei  sachkundiger  Handhabung  von 
Erfolg  sein  wird. 

Neben  diesem  Bestreben  des  Staates  das  Pachtverhältnis 
zu  regeln  spielt  eine  viel  bedeutendere  Rolle  die  Tätigkeit 
des  Staates  dem  Bauernstand  Grundeigentum  zu  verschaffen. 
In  dieser  Hinsicht  entfaltet  der  Staat  namentlich  in  Irland 
eine  rege  Tätigkeit,  die  zu  sicheren  Ergebnissen  führen  wird. 

Die  Lösung  dieser  Frage,  d.  h.  die  Bildung  von  bäuer- 
lichem Grundbesitz,  wird  in  Irland  eher  verwirklicht  werden 
können.  Wenn  auch  Irland  ein  armes  Land  ist,  so  hat  es 
in  England  eine  wichtige  Stütze.  England  wird  und  muß, 
um  die  alten  Sünden  zu  bezahlen,  dem  irischen  Kleinpächter 
zum  Grundbesitz  verhelfen.  Es  hat  durch  das  Gesetz 
von  1903  2000  Millionen  Mark  diesem  Zweck  bestimmt, 
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so  daß  in  kurzer  Zeit  der  irische  Bauer  eigenen  Grund  und 
Boden  haben  wird.  In  Rumänien  wird  die  Lösung  dieser 
Frage,  d.  h.  die  Bildung  eines  ausreichenden  bäuerlichen 
Grundbesitzes,  große  Schwierigkeiten  zu  überwinden  haben. 
Der  den  Bauern  im  Jahre  1864  verschaffte  Grundbesitz 
war  auch  damals  ungenügend,  heute  ist  der  Bauer  noch 
mehr  des  Landes  bedürftig. 

Die  Hauptmasse  der  rumänischen  Bevölkerung  —  die 
Bauern  —  lebt  in  Armut,  Rumänien  kann  mit  keiner  fremden 
Hilfe  rechnen  und  unsere  Großgrundbesitzer  sind  nicht  willig 
diese  Frage  zu  lösen. 

Daher  muß  der  Staat  sich  die  dafür  notwendigen  Mittel, 
entweder  durch  Steuern,  die  den  Besitz,  das  Vermögen  und 
das  Einkommen  treffen,  verschaffen,  oder  falls  diese  ver- 
sagen, so  muß  er  zur  Enteignung  greifen. 


Druck  von  Anton  Kämpfe,  Jena. 


Lebenslauf. 


Am  12.  Mai  1889  wurde  ich,  Joan  Baptiste  Mano- 
lescu,  als  Sohn  des  verstorbenen  üniversitätsprofessors  und 
Großgrundbesitzers  Dr.  N.  Manolescu  in  Bukarest  geboren 
und  gehöre  durch  Taufe  der  griechisch-katholischen  Kirche  an. 

Meine  Schulausbildung  erhielt  ich  auf  den  Realgym- 
nasien Mihai-Viteazul  und  G.  Lazär  in  Bukarest.  Im  Jahre 
1906  bestand  ich  das  Abiturientenexamen.  Vom  Sommer 
1906  bis  Herbst  1907  arbeitete  ich  als  Volontär  in  der 
Nahrungsmittelabteilung  des  chemischen  Laboratoriums  zu 
Bukarest.  Während  derselben  Zeit  genoß  ich  praktische 
landwirtschaftliche  Ausbildung  auf  den  Gütern  meines  Vaters. 

Im  Herbst  1907  bezog  ich  die  Universität  Jena,  der 
ich  bis  zum  heutigen  Tage  angehörte,  um  mich  staatswissen- 
schaftlichen und  landwirtschaftlichen   Studien   zu  widmen. 

Während  sechs  Semestern  hörte  ich  unter  anderem 
Vorlesungen  bei  den  Herren  Geheimrat  Prof.  Dr.  P i er- 
st orff,  Geheimrat  Prof.  Dr.  Edler,  Geheimrat  Prof.  Dr. 
Knorr,  Prof.  Dr.  v.  Natusius,  Prof.  Dr.  Schach n er, 
Prof.  Dr.  Detmer. 

Vier  Semester  lang  war  ich  als  Mitglied  des  staats- 
wissenschaftlichen und  des  landwirtschaftlichen  Seminars 
tätig. 

Auch  hier  fühle  ich  mich  verpflichtet,  meinen  geschätzten 
Lehrern,  Herrn  Geheimrat  Prof.  Dr.  Pi  erst  orff,  Geheim- 
rat Prof.  Dr.  Edler  und  Geheimrat  Prof.  Dr.  Knorr, 
für  die  mir  durch  sie  zuteil  gewordene  wissenschaftliche 
Ausbildung  und  das  mir  stets  gezeigte  Entgegenkommen 
meinen  aufrichtigsten  Dank  auszusprechen.  Ebenso  danke 
ich  allen  meinen  übrigen  Lehrern  wie  besonders  der  alma 
mater  Jenensis. 
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